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Zusammenfassung 

 

I. Überblick 
 

Die im März 2006 erstmals durch die Bundesministerin der Justiz Brigitte Zypries eingesetzte 

Arbeitsgruppe „Familiengerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls“ ist nach 

dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei Ge-

fährdung des Kindeswohls am 12. Juli 2008 erneut zusammengerufen worden. Von Oktober 

2008 bis Juli 2009 fanden fünf Sitzungen der Arbeitsgruppe unter dem Vorsitz des Bundes-

ministeriums der Justiz statt. 

 

Gegenstand der Beratungen war zunächst ein erster Erfahrungsaustausch zum Gesetz zur 

Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls. Aus-

gangspunkt der weiteren Überlegungen der Arbeitsgruppe war die Frage, ob und gegebe-

nenfalls welche gesetzgeberischen Maßnahmen zur Förderung einer reibungslosen Zusam-

menarbeit der Familiengerichte mit den Jugendämtern erforderlich sind. In diesem Zusam-

menhang wurden auch vom Gesetzgeber bislang nicht umgesetzte Vorschläge der Arbeits-

gruppe aus November 2006 wieder aufgegriffen. 

 

Vor dem Hintergrund des 2006 bekannt gewordenen Todes des unter Amtsvormundschaft 

stehenden Kindes Kevin wurden zudem Maßnahmen zur Qualitätssicherung im Bereich der 

Vormundschaft und Pflegschaft erörtert. Von den Teilnehmern wurden darüber hinaus die 

Themen „Gefährdung des Wohls des ungeborenen Kindes“ und „Kinder und Jugendliche in 

Pflegefamilien“ eingebracht, die ebenfalls im Kontext der familiengerichtlichen Maßnahmen 

bei Gefährdung des Kindeswohls stehen. 

 

Die Arbeitsgruppe ist der Auffassung, dass mit dem Gesetz zur Erleichterung familiengericht-

licher Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls ein wichtiger Beitrag zum Kinderschutz 

geleistet worden ist. Der Gesetzgeber darf an dieser Stelle jedoch nicht stehenbleiben, son-

dern muss sich auch in der kommenden Legislaturperiode damit befassen, welche weiteren 

– auch präventiven – Maßnahmen zu einer Verbesserung des Kinderschutzes beitragen kön-

nen. 

 

Die Vorschläge und Empfehlungen der Arbeitsgruppe1 sollen dazu einen Beitrag leisten.

                                                 
1  Soweit in diesem Abschlussbericht die Meinung der „Arbeitsgruppe“ wiedergegeben worden ist,    

schließt dies einzelne abweichende Meinungen innerhalb der Arbeitsgruppe nicht aus. 
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II. Vorschläge der Arbeitsgruppe 
 
Im Einzelnen ist die Arbeitsgruppe zu folgenden Ergebnissen gelangt: 

 

Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Familiengericht und Jugendamt 
 
Die Arbeitsgruppe schlägt vor, die Teilnahme des Jugendamts am gerichtlichen Termin ver-

bindlicher und konkreter zu regeln, um die Zusammenarbeit zwischen Familiengericht und 

Jugendamt zu verbessern.  

 

• Hierzu schlägt die Arbeitsgruppe zum einen vor, im Achten Buch Sozialgesetz- 

buch – Kinder- und Jugendhilfe – (SGB VIII) zu regeln, dass die Mitwirkung des Ju-

gendamts in Verfahren vor den Familiengerichten insbesondere in Kindschafts- und 

Gewaltschutzsachen auch die Teilnahme einer mit der Angelegenheit vertrauten 

Fachkraft des Jugendamts am gerichtlichen Termin umfasst.  

 

• Zum anderen schlägt die Arbeitsgruppe vor, im Gesetz über das Verfahren in Famili-

ensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) zu 

regeln, dass das Gericht das Jugendamt zu einem Termin in einer Kindschaftssache 

laden soll, wenn dies sachdienlich erscheint, und dass dieser Termin durch eine mit 

der Angelegenheit vertraute Fachkraft des Jugendamts wahrgenommen werden soll. 

 

Fortbildung und fallübergreifende interdisziplinäre Zusammenarbeit 
 

• Die Arbeitsgruppe schlägt den Ländern und dem Bund vor, eine allgemeine Fortbil-

dungspflicht für Richterinnen und Richter gesetzlich zu verankern („Richterinnen und 

Richter sind verpflichtet, sich fortzubilden.“). 

 

• Die interdisziplinäre Zusammenarbeit, insbesondere zwischen Jugendamt und Fami-

liengericht, sollte weiter befördert werden.  

 

• Die Teilnahme von Richterinnen und Richtern sowie von Fachkräften der Jugendhilfe 

an Fortbildungen und an interdisziplinären Arbeitskreisen sollte zum Selbstverständ-

nis professionellen Handelns gehören und daher in Beurteilungs- und Beförderungs-

richtlinien als Kriterium verankert werden und im Rahmen der Personalentwicklung 

verstärkt Berücksichtigung finden. 
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• Die nötigen finanziellen und sachlichen Mittel für Fortbildungen sollten bereitgestellt 

und die für Fortbildungen nötigen zeitlichen Kapazitäten bei den Richterinnen und 

Richtern geschaffen werden. 

 

• Es sollten Konzepte entwickelt werden, wie auch diejenigen Richterinnen und Richter 

erreicht werden können, die bislang selten an Fortbildungen teilnehmen. 

 

• Die Kommission der Landesjustizverwaltungen für Fragen der Personalbedarfsbe-

rechnung sollte nochmals überprüfen, ob eine Anpassung von Pebb§y (System der 

Personalbedarfsberechnung für den richterlichen, staats-/ amtsanwaltlichen und 

Rechtspflegerdienst in der ordentlichen Gerichtsbarkeit) im Hinblick auf die Teilnah-

me von Richterinnen und Richtern an interdisziplinären Arbeitskreisen veranlasst ist. 

 

Gefährdung des Wohls des ungeborenen Kindes 
 

• Die Arbeitsgruppe empfiehlt dem Gesetzgeber, in den Hilfekatalog des SGB VIII ein 

Hilfeangebot aufzunehmen, das sich ausdrücklich an schwangere Frauen und wer-

dende Eltern richtet und das Beratung und Hilfe in der Schwangerschaft, unter ande-

rem in Fragen der Erziehung, zum Gegenstand hat. Gleichzeitig sollten Angebote der 

gesundheitlichen Aufklärung ausgebaut und sinnvoll mit den Angeboten der Kinder- 

und Jugendhilfe verknüpft werden. 

 

Qualitätssicherung in der Vormundschaft und Pflegschaft 
 

• Die Arbeitsgruppe empfiehlt der Bundesregierung, in der kommenden Legislaturperi-

ode den Reformbedarf im Vormundschafts- und Pflegschaftsrecht im Lichte der von 

der Unterarbeitsgruppe aufgestellten Eckpunkte zu prüfen. Die Prüfung soll insbe-

sondere auch berücksichtigen, welche Änderungen im Interesse des Kindesschutzes 

erforderlich sind. 

 

Kinder und Jugendliche in Pflegefamilien 
 

• Die Arbeitsgruppe regt an, in der kommenden Legislaturperiode zu prüfen, ob ein ge-

setzlicher Handlungsbedarf hinsichtlich langjähriger Pflegeverhältnisse besteht. 



 - 8 -

A. Einleitung 
 

I. Auftrag und Zusammensetzung der Arbeitsgruppe 2006 
 

Die Einrichtung der Arbeitsgruppe „Familiengerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des 

Kindeswohls“ geht zurück auf den Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD vom 11. No-

vember 2005. Darin war die Einsetzung einer Arbeitsgruppe vorgesehen, die die gesetzli-

chen Vorschriften zu familiengerichtlichen Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls 

überprüfen sollte. Hintergrund hierfür waren mehrere schreckliche Fälle von Kindesmiss-

handlung und -vernachlässigung sowie Fälle erheblicher Delinquenz und Kriminalität von 

Kindern und Jugendlichen. 

 

Im März 2006 wurde die Arbeitsgruppe durch die Bundesministerin der Justiz Brigitte Zypries 

eingesetzt. Im Zeitraum von März bis November 2006 tagte die Arbeitsgruppe unter dem 

Vorsitz des Bundesministeriums der Justiz insgesamt sieben Mal. Dabei wurden zahlreiche 

Experten aus der Praxis angehört. Der Arbeitsgruppe gehörten insbesondere Experten aus 

der Familiengerichtsbarkeit und der Kinder- und Jugendhilfe sowie Vertreter betroffener Ver-

bände an; von den Landesjustizverwaltungen waren Bayern, Berlin, Brandenburg, Hamburg 

und Nordrhein-Westfalen vertreten. 

 

Im Mittelpunkt der Prüfung der Arbeitsgruppe stand damals die Erleichterung familiengericht-

licher Maßnahmen in Bezug auf solche Kinder und Jugendliche, die von ihren Eltern ver-

nachlässigt werden oder bereits in jungen Jahren wiederholt erhebliche Straftaten begehen. 

 

 

II. Inhalt und Ergebnisse der Arbeitsgruppe bis November 2006  
 

Ausgangspunkt aller damaligen Überlegungen der Arbeitsgruppe war, dass Prävention das 
beste Mittel zum Schutz von Kindern ist. Um mit Hilfe gerichtlicher Autorität die Hand-

lungsmöglichkeiten der Jugendhilfe unterhalb der Eingriffsschwelle zu verbessern und da-

rüber hinaus das Potential niedrigschwelliger Eingriffsmaßnahmen zu nutzen, sollten nach 

Auffassung der Arbeitsgruppe unter anderem die rechtlichen Möglichkeiten der Familienge-

richte bei drohender oder bereits bestehender Gefährdung von Kindern und Jugendlichen 

verbessert werden. Zum Zwecke der Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei Ge-

fährdung des Kindeswohls hielt die Arbeitsgruppe im Rahmen ihres Auftrages verschiedene 

gesetzliche Änderungen für hilfreich und geboten.  
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In ihrem Abschlussbericht vom 17. November 20062 legte die Arbeitsgruppe mehrere 

konkrete Vorschläge zur Verbesserung des Kinderschutzes dar. Im Einzelnen behandelt der 

Abschlussbericht folgende Vorschläge und Themen: 

 

-  Abbau von „Tatbestandshürden“ für die Anrufung der Familiengerichte: Streichung der 

Voraussetzung des „elterlichen Erziehungsversagens“ in § 1666 BGB 

-  Konkretisierung der Rechtsfolgen des § 1666 BGB 

-  Erörterungstermin zur Abwendung einer möglichen Kindeswohlgefährdung  

- Überprüfung nach Absehen von gerichtlichen Maßnahmen 

- Verfahrensrechtliches Beschleunigungsgebot 

-   Konkretisierung des § 1631b BGB („geschlossene“ Unterbringung) 

- Erweiterter Kreis von Sachverständigen in Unterbringungssachen 

- Verbesserte Zusammenarbeit der Familiengerichte mit Jugendämtern und anderen Insti-

tutionen 

- Anrufung der Familiengerichte durch die Schulen 

- Fortbildung der Familienrichter 

- Konzentration in der Geschäftsverteilung 

- Mitteilungspflichten / Datenaustausch 

 

Wegen der Einzelheiten wird auf den Abschlussbericht der Arbeitsgruppe vom 17. November 

2006 Bezug genommen. 

 

 

III. Gesetz zur Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei 
Gefährdung des Kindeswohls 

 
Nach Vorlage des Abschlussberichts erarbeitete das Bundesministerium der Justiz einen 

Entwurf für ein „Gesetz zur Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung 

des Kindeswohls“. Ein großer Teil der Vorschläge der Arbeitsgruppe ist dabei in den Gesetz-

entwurf eingeflossen. Am 11. Juli 2007 wurde der Gesetzentwurf vom Kabinett beschlos-

sen.3 Nach Abschluss der parlamentarischen Beratungen wurde das Gesetz am 24. April 

                                                 
2  www.bmj.bund.de unter Themen > Zivilrecht > Familienrecht > Kindschaftsrecht > Sorge- und Um-

gangsrecht > Arbeitsgruppe „Familiengerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls“. 
3  BT-Drs. 16/6815 = BR-Drs. 550/07. 

http://www.bmj.bund.de/
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2008 vom Deutschen Bundestag beschlossen4 und am 11. Juli 2008 im Bundesgesetzblat

verkündet.

t 

ft. 

                                                

5 Es trat am Tag nach der Verkündung am 12. Juli 2008 in Kra

 

Zu den familiengerichtlichen Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls beinhaltete das 

Gesetz die folgenden materiellen und verfahrensrechtlichen Änderungen: 

 

-  In § 1666 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) wurde das Tatbestandsmerk-

mal des elterlichen Erziehungsversagens („durch missbräuchliche Ausübung der elterli-

chen Sorge, durch Vernachlässigung des Kindes, durch unverschuldetes Versagen der 

Eltern oder durch das Verhalten eines Dritten“) gestrichen. Diese Änderung beseitigte ei-

ne mögliche Hürde bei der Anrufung des Familiengerichts und fördert eine frühe Anru-

fung der Familiengerichte. 

 

- In § 1666 Absatz 3 BGB wurden die Rechtsfolgen des Absatzes 1 dadurch konkretisiert, 

dass beispielhaft verschiedene mögliche Schutzmaßnahmen aufgezählt wurden. Diese 

Aufzählung verdeutlicht die Bandbreite der Gestaltungsmöglichkeiten und stellt klar, wel-

che familiengerichtlichen Maßnahmen auch unterhalb der Schwelle der Sorgerechtsent-

ziehung möglich sind. Ziel der Konkretisierung war es, die frühzeitige Anrufung der Fami-

liengerichte gerade in den Fällen zu fördern, in denen eine niedrigschwellige familienge-

richtliche Maßnahme für den Hilfeprozess sinnvoll und notwendig erscheint. 

 

- In einem neuen § 50e des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-

barkeit (FGG) wurde ein Vorrang- und Beschleunigungsgebot für bestimmte Verfahren, 

unter anderem für Verfahren wegen Gefährdung des Kindeswohls, eingeführt. Danach 

soll spätestens einen Monat nach Beginn des Verfahrens ein Erörterungstermin mit allen 

Beteiligten stattfinden. Die Vorschrift soll im Interesse des Kindesschutzes eine Verkür-

zung der Verfahrensdauer bewirken. 

 

- In einem neuen § 50f FGG wurde geregelt, dass in Verfahren nach den §§ 1666, 1666a 

BGB mit den Eltern erörtert werden soll, wie einer möglichen Gefährdung des Kindes-

wohls begegnet werden kann und welche Folgen die Nichtannahme notwendiger Hilfen 

haben kann. Das Erörterungsgespräch soll die Eltern stärker in die Pflicht nehmen, sie 

stärker in den Hilfeprozess einbinden und auf sie einwirken, mit dem Jugendamt zu ko-

operieren und notwendige öffentliche Hilfen in Anspruch zu nehmen. 

 

 
4  Bericht und Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses: BT-Drs. 16/8914. 
5  BGBl. I 2008, S. 1188. 
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- In § 50e Absatz 4 FGG wurde geregelt, dass das Gericht in Verfahren wegen Gefähr-

dung des Kindeswohls unverzüglich den Erlass einer einstweiligen Anordnung zu prüfen 

hat. Auch diese Regelung dient dem Kindesschutz.  

 

- In § 1696 Absatz 3 BGB wurde geregelt, dass das Familiengericht in den Fällen, in de-

nen es in einem Verfahren nach den §§ 1666 bis 1667 BGB von einer Maßnahme ab-

sieht, diese Entscheidung in einem angemessenen Zeitabstand – in der Regel nach drei 

Monaten – überprüfen soll. Die Überprüfung soll der Gefahr entgegenwirken, dass es – 

entgegen der Annahme des Gerichts – nicht gelingt, die Gefährdung für das Kind abzu-

wenden und das Gericht hiervon nichts erfährt. 

 

Das Gesetz enthielt darüber hinaus Änderungen bei der „geschlossenen“ Unterbringung von 

Minderjährigen.  

 

 

IV. Fortsetzung der Arbeitsgruppe 2008 
 
Bereits in der letzten Sitzung der Arbeitsgruppe am 8. November 2006 hatte das Bundesmi-

nisterium der Justiz angekündigt, dass die Arbeitsgruppe erneut zusammengerufen werden 

soll, wenn die Empfehlungen der Arbeitsgruppe aus dem Abschlussbericht vom Gesetzgeber 

umgesetzt worden sind. Unter anderem sollten dann erste Erfahrungen mit dem neuen Ge-

setz erörtert werden. 

 

Kurz vor Inkrafttreten des Gesetzes begrüßten die Bundeskanzlerin und die Regierungschefs 

der Länder auf dem zweiten Kindergipfel vom 12. Juni 2008, dass bereits konkrete Maß-

nahmen zum Thema Kinderschutz umgesetzt worden sind. Auf der Grundlage des Gesetzes 

zur Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls würden 

die Familiengerichte zum Schutz gefährdeter Kinder frühzeitig tätig und die Eltern stärker als 

bisher zur Wahrnehmung ihrer Elternverantwortung angehalten werden können.  

 

Zudem fassten die Bundeskanzlerin und die Regierungschefs der Länder auf diesem Kin-

dergipfel unter der Überschrift „Zusammenarbeit zwischen Gerichten und Jugendämtern 
verbessern“ folgenden Beschluss: „Die Prüfung, ob und gegebenenfalls welche gesetzge-

berischen Maßnahmen zur Förderung einer reibungslosen Zusammenarbeit der Familienge-

richte mit den Jugendämtern erforderlich sind, soll in der beim Bundesministerium der Justiz 
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eingerichteten Arbeitsgruppe "Familiengerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kin-

deswohls – § 1666 BGB" fortgeführt werden.“6 

 

Daraufhin rief das Bundesministerium der Justiz die Arbeitsgruppe mit Schreiben vom Juli 

2008 erneut zusammen. Von Oktober 2008 bis Juli 2009 fanden fünf weitere Sitzungen der 

Arbeitsgruppe unter dem Vorsitz des Bundesministeriums der Justiz statt. 

 

Der Teilnehmerkreis blieb dabei im Interesse der Kontinuität im Wesentlichen unverändert; 

Veränderungen in der Besetzung ergaben sich fast ausschließlich aus personellen Gründen 

wie Eintritt in den Ruhestand oder Versetzungen. Mit Blick auf ihre Arbeitsfähigkeit und ein 

ausgewogenes Verhältnis zwischen Praktikern, Wissenschaftlern und Vertretern der Ministe-

rien sollte der Teilnehmerkreis grundsätzlich nicht erweitert oder wesentlich verändert wer-

den. Die Arbeitsgruppe hat in ihren Sitzungen wiederum Experten aus der Praxis angehört.  

 

Zu dem Thema „Qualitätssicherung in der Vormundschaft und Pflegschaft“ wurde eine 

Unterarbeitsgruppe eingerichtet. Die Unterarbeitsgruppe kam zu einem Sitzungstermin zu-

sammen, in dem ebenfalls Experten aus der Praxis angehört wurden.  

 

Eine Übersicht über die Sitzungstermine und die Teilnehmer und Gäste der Arbeitsgruppe 

und der Unterarbeitsgruppe ist als Anlage 1 beigefügt. 

 

Die Arbeitsgruppe erörterte zunächst die ersten Erfahrungen der Teilnehmer mit dem „Ge-

setz zur Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls“. 

Ausgangspunkt der weiteren Überlegungen der Arbeitsgruppe war gemäß dem Auftrag des 

Kindergipfels die Frage, ob und gegebenenfalls welche gesetzgeberischen Maßnahmen zur 

Förderung einer reibungslosen Zusammenarbeit der Familiengerichte mit den Jugendämtern 

erforderlich sind. Vor dem Hintergrund des im Jahr 2006 bekannt gewordenen Falles des zu 

Tode gekommenen Kindes Kevin, der erhebliche praktische Probleme bei der Führung der 

Amtsvormundschaft offenbarte, sollten zudem Maßnahmen zur Qualitätssicherung im Be-

reich der Vormundschaft und Pflegschaft erörtert werden. Von den Teilnehmern wurden da-

rüber hinaus die Themen „Gefährdung des Wohls des ungeborenen Kindes“ und „Kinder und 

Jugendliche in Pflegefamilien“ eingebracht, die ebenfalls im Kontext der familiengerichtlichen 

Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls stehen. 

 

                                                 
6  www.fruehehilfen.de unter Wissen > Frühe Hilfen: Grundlagen > Beschluss der Ministerpräsiden-

tenkonferenz (MPK) 2008. 

http://www.fruehehilfen.de/
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B. Vorschläge und Feststellungen der Arbeitsgruppe 

 
I. Erster Erfahrungsaustausch zu dem Gesetz zur Erleichterung 

familiengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung des Kindes-
wohls 

 
1. Erste Erfahrungen mit dem Gesetz 
 

Die durch das Gesetz zur Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung 

des Kindeswohls erfolgten Änderungen haben nach den Erfahrungen der Arbeitsgruppen-

mitglieder im Bereich der Jugendhilfe eine regelrechte „Bugwelle“ ausgelöst. Es besteht 

dort zwar einerseits die Befürchtung eines enormen Arbeitsanstieges, andererseits aber 

auch die Hoffnung auf eine verstärkte Kommunikation mit den Familiengerichten. Bei den 

Familiengerichten ist das Gesetz auf unterschiedliche, teilweise verhaltene Resonanz gesto-

ßen, wobei eine Umstellung der Arbeitsabläufe allerdings erfahrungsgemäß immer einige 

Zeit benötigt. 

 

Nach den Erfahrungen der Arbeitsgruppenmitglieder wird der vorgesehene frühe Termin in 

der Praxis zunehmend durchgeführt, nur in Einzelfällen ist die termingerechte Durchführung 

schwierig. In den Rechtsmittelverfahren vor den Oberlandesgerichten kann die Monatsfrist 

wegen der dort geltenden Fristen nicht eingehalten werden. Die Einhaltung dieser Fristen ist 

vorrangig, es bleibt aber beim allgemeinen Vorrang- und Beschleunigungsgebot. Vereinzelt 

wird es als problematisch angesehen, dass das Jugendamt in dem frühen Erörterungstermin 

in allen vom Gesetz genannten Verfahren zwingend gehört werden muss, auch wenn bereits 

ein schriftlicher Bericht des Jugendamts vorliegt. Der Unterschied zwischen der mit dem Ge-

setz intendierten früheren Anrufung des Familiengerichts und der gleich hoch gebliebenen 

Eingriffsschwelle wird in der Praxis teilweise nicht erkannt.  

 

2. Anstieg der gerichtlichen Maßnahmen zu einem Sorgerechtsentzug 
 

Nach der Kinder- und Jugendhilfestatistik des Statistischen Bundesamtes haben die gericht-

lichen Maßnahmen zu einem Sorgerechtsentzug in den letzten Jahren stark zugenommen. 

Die Zahl der gerichtlichen Maßnahmen zum vollständigen oder teilweisen Entzug des Sorge-
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rechts ist im Jahre 2007 im Vergleich zum Vorjahr um 12,5 Prozent gestiegen.7 Gegenüber 

2005 betrug der Anstieg sogar knapp 23 Prozent. Während es im Jahre 2006 insgesamt 

9.572 gerichtliche Maßnahmen zum vollständigen oder teilweisen Entzug der elterlichen 

Sorge gegeben hat, waren es im Jahre 2007 insgesamt 10.769 Maßnahmen. Den prozentual 

höchsten Anstieg gab es in Bremen, wo die Zahl der gerichtlichen Maßnahmen von 56 auf 

126 anstieg. Lediglich in Berlin, dem Saarland, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein sind 

die Zahlen leicht gesunken. Bereits jetzt ist aufgrund der veröffentlichten Zahlen einzelner 

Länder absehbar, dass sich der Gesamttrend im Jahre 2008 fortgesetzt hat. 

 

Diese Zahlen lassen nach Auffassung der Arbeitsgruppe allerdings kaum Rückschlüsse 
auf die tatsächliche Entwicklung der Häufigkeit von Kindeswohlgefährdung zu. Sie 

geben nur einen begrenzten Ausschnitt aus dem komplexen Zusammenspiel von Familien-

gericht und Jugendamt zur Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung 

wieder und können nur im Kontext mit anderen Faktoren interpretiert werden.8 Da Verfahren 

nach § 1666 BGB in der Regel auf Anregung des Jugendamtes eingeleitet werden, hängt die 

Zahl der gerichtlichen Verfahren zum vollständigen oder teilweisen Entzug des Sorgerechts 

unter anderem davon ab, in wie vielen Fällen die Jugendämter die Einleitung solcher Verfah-

ren anregen.  

 

In den bis 2007 gestiegenen Zahlen sind allerdings keine Auswirkungen des „Gesetzes zur 

Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls“ zu sehen, 

da das Gesetz erst am 12. Juli 2008 in Kraft getreten ist. Vielmehr ist zu vermuten, dass die 

tragischen Fälle von Kevin (Bremen), Lea-Sophie (Schwerin) und Jessica (Hamburg) bei den 

Jugendämtern und Familiengerichten zu einer veränderten Handhabung geführt haben. 

Eine rechtspolitische Bewertung dieser Entwicklung ist aufgrund fehlender Forschung, unter 

anderem zum Dunkelfeld von Kindeswohlgefährdung und zu positiven oder negativen Aus-

wirkungen gerichtlicher Schutzmaßnahmen, sowie aufgrund in der Justizstatistik hierzu feh-

lender Zahlen derzeit nicht möglich. 

 

3. Ausblick: Überblick über die Rechtslage nach dem FamFG 
 

Die durch das „Gesetz zur Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung 

des Kindeswohls“ erfolgten verfahrensrechtlichen Änderungen im FGG sind vom Gesetz 

über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-

                                                 
7  Kinder- und Jugendhilfestatistik 2007 (Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaften, Pflegeer-

laubnis, Sorgerecht, Sorgeerklärungen); vgl. auch www.destatis.de unter Services > Presse > Pres-
semitteilungen > Juli 2008 > Pressemitteilung Nr. 261 vom 18.07.2008. 

8  Vgl. auch Wiesner, Kindschaftsrecht und Jugendhilfe 2008, S. 349. 

http://www.destatis.de/
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barkeit (FamFG)9 im Wesentlichen unverändert übernommen worden. Das FamFG löst 

das FGG ab und tritt am 1. September 2009 in Kraft. 

 

Im Einzelnen finden sich die durch das „Gesetz zur Erleichterung familiengerichtlicher Maß-

nahmen bei Gefährdung des Kindeswohls“ in das FGG eingefügten Regelungen im FamFG 

wie folgt wieder: 

 

Die Regelung des § 50e Absatz 1 bis 3 FGG ist in § 155 Absatz 1 bis 3 FamFG übernom-

men worden; die Regelung des § 50e Absatz 4 findet sich in § 157 Absatz 3 FamFG. Die 

Regelung des § 50f FGG ist in § 157 Absatz 1 und 2 FamFG übernommen worden. Die bis-

lang im materiellen Recht geregelte Vorschrift des § 1696 Absatz 3 BGB findet sich in § 166 

Absatz 3 FamFG. 

 

Darüber hinaus enthält das FamFG weitere wichtige Änderungen für kindschaftsrechtliche 

Verfahren: 

 

Das bislang in § 52 Absatz 1 FGG geregelte Hinwirken auf Einvernehmen wird vom FamFG 

in § 156 Absatz 1 übernommen und zugleich erweitert: Nach § 156 Absatz 1 Satz 3 FamFG 

soll das Gericht in geeigneten Fällen auf die Möglichkeit der Mediation oder der sonstigen 

außergerichtlichen Streitbeilegung hinweisen. Nach § 156 Absatz 1 Satz 4 FamFG kann das 

Gericht anordnen, dass die Eltern an einer Beratung durch die Beratungsstellen und -dienste 

der Träger der Kinder- und Jugendhilfe nach Satz 2 teilnehmen. 

 

Die persönliche Anhörung des Kindes ist in § 159 FamFG geregelt, die Anhörung der Eltern 

in § 160 FamFG und die Mitwirkung der Pflegeperson in § 161 FamFG. 

 

In § 162 FamFG ist die Mitwirkung des Jugendamts geregelt: In Verfahren, die die Person 

des Kindes betreffen, hat das Gericht das Jugendamt anzuhören (Absatz 1 Satz 1). Auf sei-

nen Antrag ist das Jugendamt an dem Verfahren zu beteiligten (Absatz 2). Dem Jugendamt 

sind alle Entscheidungen des Gerichts bekannt zu machen, zu denen es nach Absatz 1 Satz 

1 zu hören war. Gegen den Beschluss steht dem Jugendamt die Beschwerde zu (Absatz 3). 

 

4. Vom Gesetzgeber bislang nicht umgesetzte Vorschläge der Arbeitsgruppe 
 

Die Arbeitsgruppe hatte in ihrem Abschlussbericht vom 17. November 2006 unter Punkt III. 

weitere Vorschläge unterbreitet, die der Gesetzgeber bislang nicht umgesetzt hat.10  

                                                 
9  BGBl. I 2008, S. 2587. 
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Folgende Vorschläge waren auch Gegenstand der fortgesetzten Arbeitsgruppe: 

 

a) Fallübergreifende Zusammenarbeit 
 
Wesentliche Grundlage für einen effektiven Kinderschutz sind eine gute Zusammenarbeit 
und Vernetzung der beteiligten Professionen. In der Praxis gibt es bereits viele Beispiele 

für eine enge Vernetzung zwischen Familiengericht und Jugendhilfe.11  

 

In der Arbeitsgruppe wurden das Regensburger Projekt „Familienberatung bei Trennung und 

Scheidung am Amtsgericht Regensburg“12, das seit 1989 bestehende Projekt „Kölner Fach-

kreis Familie“ und das Berliner Projekt „Beschleunigtes Familienverfahren“13 vorgestellt. Bei 

diesen Projekten wird erfolgreich eine enge Zusammenarbeit zwischen Familiengericht und 

Jugendamt praktiziert. Solche Projekte können als Vorbild für andere Projekte dienen. 

 

Der Abschlussbericht der Arbeitsgruppe vom 17. November 2006 und das „Gesetz zur Er-

leichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls“ haben nach 

den Erfahrungen der Arbeitsgruppenmitglieder dazu geführt, dass vermehrt interdisziplinäre 

Arbeitskreise eingerichtet worden sind und dass vermehrt Fortbildungsveranstaltungen zum 

Thema „Interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen Familiengericht und Jugendamt“ ange-

boten werden. Das Thema der interdisziplinären Kooperation und der fallübergreifenden 
Zusammenarbeit ist damit unabhängig von einer gesetzlichen Regelung verstärkt in den 
Fokus der Praxis gerückt. Eine gute Zusammenarbeit und Vernetzung der beteiligten Pro-

fessionen werden zunehmend als wesentliche Grundlage für einen effektiven Kinderschutz 

begriffen. 

 

b) Fortbildung der Familienrichterinnen und Familienrichter 
 

Die Arbeitsgruppe hält eine ausreichende Fort- bzw. Weiterbildung der Familienrichte-
rinnen und Familienrichter und der Jugendamtsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter für 
wichtig, um eine zielführende Implementierung des „Gesetzes zur Erleichterung familien-

gerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls“ und den Erwerb auch von 
interdisziplinären Kenntnissen beider Professionen sicherzustellen. 

 

                                                                                                                                                         
10 Abschlussbericht, S. 49 ff. 
11 Exemplarische Praxisprojekte zu hoch konflikthaften Trennungs- und Scheidungsprozessen: 

www.dji.de/bibs/Hochstrittige_Fichtner_2007.pdf. 
12 www.justiz.bayern.de unter Gerichte > Amtsgerichte > Regensburg > Service > Familienberatung. 
13 www.berlin.de unter Politik & Verwaltung > Gerichte > Amtsgerichte > Amtsgericht Pankow/ Wei-

ßensee > Das beschleunigte Familienverfahren. 

http://www.dji.de/bibs/Hochstrittige_Fichtner_2007.pdf
http://www.justiz.bayern.de/
http://www.berlin.de/


 - 17 -

Die Arbeitsgruppe hat sich mit den Themen „Fortbildung“ und „Interdisziplinäre Zusammen-

arbeit“ noch einmal näher befasst und konkrete Vorschläge zu beiden Themen erarbeitet.  

Die Überlegungen und Feststellungen der Arbeitsgruppe hierzu sind im vorliegenden Ab-

schlussbericht unter Punkt B. III. ausführlich dargestellt. 

 

Anlass für eine erneute Befassung mit diesen Themen war unter anderem der Auftrag des 

zweiten Kindergipfels, zu prüfen, ob und gegebenenfalls welche gesetzgeberischen Maß-

nahmen zur Förderung einer reibungslosen Zusammenarbeit der Familiengerichte mit den 

Jugendämtern erforderlich sind. 

 

 

II.  Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Familiengericht 
und Jugendamt 

 
Auftrag des zweiten Kindergipfels war es zu prüfen, ob und gegebenenfalls welche gesetz-

geberischen Maßnahmen zur Förderung einer reibungslosen Zusammenarbeit der Familien-

gerichte mit den Jugendämtern erforderlich sind. 

 
1. Vorschläge der Arbeitsgruppe 
 

Die Arbeitsgruppe schlägt vor, die Teilnahme des Jugendamts am gerichtlichen Termin 
verbindlicher und konkreter zu regeln, um die Zusammenarbeit zwischen Familiengericht 

und Jugendamt zu verbessern.  

 

Hierzu schlägt die Arbeitsgruppe zum einen vor, im SGB VIII zu regeln, dass die Mitwirkung 

des Jugendamts in Verfahren vor den Familiengerichten insbesondere in Kindschafts- und 

Gewaltschutzsachen auch die Teilnahme einer mit der Angelegenheit vertrauten Fachkraft 

des Jugendamts am gerichtlichen Termin umfasst.  

 

Zum anderen schlägt die Arbeitsgruppe vor, im FamFG zu regeln, dass das Gericht das Ju-

gendamt zu den Terminen in allen Kindschaftssachen laden soll und dass diese Termine 

jeweils durch eine mit der Angelegenheit vertraute Fachkraft des Jugendamts wahrgenom-

men werden sollen. 

 
 
 
 



 - 18 -

2. Überblick über die Rechtslage nach dem SGB VIII und dem FamFG 
 

In § 50 Absatz 1 Satz 2 SGB VIII in der durch das FGG-RG zum 1. September 2009 geän-

derten Fassung ist geregelt, dass das Jugendamt in Verfahren nach dem FamFG über Kind-

schaftssachen, Abstammungssachen, Adoptionssachen, Wohnungszuweisungssachen und 

Gewaltschutzsachen mitzuwirken hat. Bislang nicht geregelt ist, ob diese Mitwirkung auch 

eine Teilnahme am gerichtlichen Termin umfasst. Bereits jetzt wird überwiegend die Auffas-

sung vertreten, dass sich aus der Mitwirkungspflicht auch eine Anwesenheitspflicht des Ju-

gendamts am gerichtlichen Termin ergibt. Um für Rechtsklarheit zu sorgen, sollte diese 

Pflicht aber auch im SGB VIII verankert werden. 

 

Das FamFG enthält bereits an mehreren Stellen Regelungen zur Anhörung und Ladung 
des Jugendamts zum gerichtlichen Termin in Kindschaftssachen: 

 

- So sieht § 155 Absatz 2 Satz 2 FamFG für Kindschaftssachen, die den Aufenthalt des 

Kindes, das Umgangsrecht oder die Herausgabe des Kindes betreffen, sowie für Verfah-

ren wegen Gefährdung des Kindeswohls vor, dass das Gericht das Jugendamt im frühen 

Termin anhört. Ergänzend bestimmt § 157 Absatz 1 Satz 2 FamFG für Verfahren nach 

den §§ 1666 und 1666a BGB, dass das Gericht das Jugendamt zum Termin laden soll. 

Diese Regelungen betreffen allerdings nur den frühen Erörterungstermin in den jeweils 

genannten Verfahren. 

 

- In Verfahren, die die Person des Kindes betreffen, hat das Gericht das Jugendamt ge-

mäß § 162 Absatz 1 Satz 1 FamFG anzuhören. Diese Anhörung kann allerdings auch 

lediglich schriftlich erfolgen. 

 

- Nach § 162 Absatz 2 FamFG ist das Jugendamt in Verfahren, die die Person des Kindes 

betreffen, auf seinen Antrag an dem Verfahren zu beteiligen. Verfahren, die das Vermö-

gen des Kindes betreffen, sind nicht erfasst. 

 

- Für Vermittlungsverfahren sieht § 165 Absatz 2 Satz 3 FamFG vor, dass das Gericht in 

geeigneten Fällen auch das Jugendamt zu dem Termin lädt.  

 

Eine zentrale und umfassende Soll-Regelung zur Ladung des Jugendamts in allen Terminen 

in Kindschaftssachen fehlt jedoch. 
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3. Rechtstatsächlicher Hintergrund 
 

Ausgangspunkt der Überlegungen der Arbeitsgruppe zur Verbesserung der Zusammenarbeit 

zwischen Familiengericht und Jugendamt war, dass der mit dem Kinder- und Jugendhilfewei-

terentwicklungsgesetz 2005 in das SGB VIII eingefügte § 36a Diskussionen über die 
Kompetenzen von Familiengericht und Jugendhilfe im Verhältnis zueinander ausgelöst 

hat.14  

 

§ 36a Absatz 1 Satz 1 SGB VIII sieht vor: „Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe trägt die 

Kosten der Hilfe grundsätzlich nur dann, wenn sie auf der Grundlage seiner Entscheidung 

nach Maßgabe des Hilfeplans unter Beachtung des Wunsch- und Wahlrechts erbracht wird; 

dies gilt auch in den Fällen, in denen Eltern durch das Familiengericht […] zur Inanspruch-

nahme von Hilfen verpflichtet werden.“ 

 

Aus der Justiz wird auf die Unabhängigkeit der Richterinnen und Richter und ihre Verantwor-

tung für die gerichtliche Entscheidung hingewiesen. Die Jugendhilfe führt dagegen an, dass 

die Entscheidung über eine geeignete und erforderliche Leistung nach dem SGB VIII dem 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe und nicht dem Familiengericht obliegt. Sie verfüge über 

die notwendige Fachkompetenz zur Beurteilung der Geeignetheit und Erforderlichkeit einer 

Hilfemaßnahme und trage auch die Kosten der Hilfe. 

 

Vor diesem Hintergrund hat das Bundesministerium der Justiz Anfang 2008 eine Abfrage 
bei den Landesjustizverwaltungen durchgeführt. Dabei ging es um die Zusammenarbeit 

zwischen Familiengericht und Jugendamt in Bezug auf die Finanzierung von öffentlichen 

Hilfemaßnahmen, deren Inanspruchnahme gerichtlich angeordnet worden ist (vgl. näher un-

ter Punkt 4 und 5). 

 

Im Bereich des Jugendstrafrechts findet eine ähnliche Diskussion darüber statt, wie die 

Zusammenarbeit zwischen – hier – den Jugendgerichten und der Jugendhilfe verbessert 

werden kann. Am 20. und 21. November 2008 sowie am 21. und 22. Januar 2009 hat das 

Bundesministerium der Justiz dazu einen Experten-Workshop mit Fachleuten und Instituti-

onsvertretern der Jugendkriminalrechtspflege und der Jugendhilfe veranstaltet. Wegen un-

terschiedlicher Problemlagen im Rahmen der Jugendgerichtsbarkeit ist diese Diskussion 

aber weitgehend nicht übertragbar auf Fragen der Kooperation von Jugendhilfe und Famili-

engericht. 

 
                                                 
14 Vgl. Meysen, Steuerungsverantwortung des Jugendamts nach § 36a SGB VIII: Anstoß zur Verhält-

nisklärung oder anstößig?, FamRZ 2008, 562. 
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4. Wesentliche Probleme in der Praxis 
 

Die vom Bundesministerium der Justiz Anfang 2008 durchgeführte Befragung der Landesjus-

tizverwaltungen zur Zusammenarbeit von Familiengericht und Jugendhilfe hat ergeben, dass 

in der Vergangenheit nur vereinzelt Kompetenz- und Finanzierungsprobleme zwischen 

Familiengericht und Jugendhilfe im Zusammenhang mit der Anordnung von Maßnahmen 

bekannt geworden sind. Die Frage nach einem gesetzgeberischen Handlungsbedarf wurde 

von den Ländern unterschiedlich beantwortet. 

 

Die Antworten der Landesjustizverwaltungen auf die Abfrage hat das Bundesministerium der 

Justiz in einer Auswertung von September 2008 zusammengefasst (vgl. Anlage 2). Diese 

hat folgendes Bild ergeben: 

 

a) In den meisten Ländern sind bislang keine Fälle bekannt geworden, in denen die ge-

richtliche Anordnung der Inanspruchnahme von Leistungen der öffentlichen Jugendhilfe 

nicht umgesetzt werden konnte, weil der Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Finan-
zierung der Leistungen unter Berufung auf § 36a SGB VIII abgelehnt hat. Lediglich in 

sechs Ländern sind solche Fälle vereinzelt bekannt geworden. 

 

b) In den meisten Ländern sind bislang keine Fälle bekannt geworden, in denen der Trä-

ger der öffentlichen Jugendhilfe die Finanzierung gerichtlich angeordneter Hilfeleistun-

gen an die Justizkasse delegieren wollte. Lediglich in vier Ländern gab es einzelne sol-

cher Fälle. 

 

c) In den meisten Ländern besteht aus Sicht der gerichtlichen Praxis ein Bedürfnis dafür, 

die Zusammenarbeit von Gericht und Jugendamt im familiengerichtlichen Verfahren 

durch eine Bindung des Jugendamts an gegebene Finanzierungszusagen besser 

aufeinander abzustimmen, um zu vermeiden, dass gerichtliche Entscheidungen nicht 

umgesetzt werden können. Die Auffassungen der Länder darüber, welche Neuregelun-

gen sinnvoll sind, differieren. 

 

Die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände hat in einer schriftlichen Stellung-

nahme ebenfalls mitgeteilt, dass aus ihrer Sicht nur äußerst selten Kompetenz- und Fi-
nanzierungsprobleme zwischen Familiengericht und Jugendhilfe im Zusammenhang mit 

der Anordnung der Inanspruchnahme von Leistungen der öffentlichen Jugendhilfe aufgetre-

ten sind. Ein gesetzgeberischer Handlungsbedarf wird vor diesem Hintergrund verneint. Der 
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Blick solle vielmehr darauf gerichtet werden, die Zusammenarbeit vor Ort weiter zu verbes-

sern, um unterschiedliche Bewertungen bezüglich der im Einzelfall zu treffenden Maßnah-

men durch Gerichte und Jugendämter zu verhindern. 

 

Auch nach den Erfahrungen der Arbeitsgruppenmitglieder wird die Zusammenarbeit zwi-

schen Familiengericht und Jugendamt zwar teilweise durch Informationsdefizite und Rollen-

unsicherheiten im Umgang mit dem Thema „Kindeswohlgefährdung“ erschwert;15 Kompe-
tenz- und Finanzierungsstreitigkeiten treten aber nur vereinzelt auf. Gegebene Zusagen 

des Jugendamts sind in der Vergangenheit nur in seltenen Fällen nicht eingehalten worden. 

Ein fachlicher Dissens im Vorfeld der gerichtlichen Entscheidung ist nicht grundsätzlich als 

Defizit anzusehen, sondern muss durch die Suche nach einer gemeinsam getragenen Lö-

sung im Spannungsfeld zwischen Kinderschutz und Elternrechten aufgelöst werden. 

 

5. Überlegungen und Feststellungen der Arbeitsgruppe 
 

In der Arbeitsgruppe wurden die von den Ländern vorgeschlagenen gesetzlichen Rege-
lungsmöglichkeiten erörtert. Die Arbeitsgruppe ist dabei zu folgenden Ergebnissen ge-

langt: 

 

- Die Einfügung einer Anordnungskompetenz des Gerichts gegenüber dem Jugend-
amt in das materielle Recht wird von der Arbeitsgruppe abgelehnt. Auch die Überlegung 

der Einfügung einer Feststellungskompetenz des Gerichts in das Verfahrensrecht 

wurde verworfen. Eine solche Feststellungskompetenz hätte bedeutet, dass das Gericht 

bei fehlender Äußerung des Jugendamts oder bei Meinungsverschiedenheiten zwischen 

Gericht und Jugendamt die Leistungspflicht des Jugendamts (das „Ob“) feststellen kann, 

während die Auswahl der konkreten Hilfe (das „Wie“) beim Jugendamt verbleibt. Sowohl 

eine Anordnungskompetenz als auch eine Feststellungskompetenz würden nach Auffas-

sung der Arbeitsgruppe zu einer Art „Hierarchie“ zwischen Familiengericht und Jugend-

amt führen und laufen der Idee einer Verantwortungsgemeinschaft zwischen Ju-
gendamt und Familiengericht zuwider. 

 

- Gibt der im Termin anwesende Mitarbeiter des Jugendamts die Zusage für eine bestimm-

te öffentliche Hilfe, kann es im weiteren Verfahren dazu kommen, dass das Jugendamt - 

aus fachlichen oder finanziellen Gründen - diese Maßnahme ablehnt. Dem könnte durch 

eine Bindung des Jugendamts an gegebene Zusagen begegnet werden. Eine solche 

                                                 
15 Dies wird durch empirische, wenngleich nicht repräsentative Studien bestätigt, z. B. Münder, Johan-

nes; Mutke, Barbara; Schone, Reinhold, Kindeswohl zwischen Jugendhilfe und Justiz. Professionel-
les Handeln in Kindeswohlverfahren, Münster, 2000. 
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Bindung des Jugendamts an seine im gerichtlichen Verfahren gegebene Zusage hält die 

Arbeitsgruppe allerdings nicht für zweckmäßig. Denn eine Bindungswirkung von Zusa-

gen würde voraussichtlich dazu führen, dass der im Termin anwesende Vertreter des Ju-

gendamts in Konfliktfällen keine Zusagen mehr abgibt. Eine Bindungswirkung würde da-

her gerade in den Konfliktfällen keine Lösung bieten und in den unproblematischen Fäl-

len keine Vorteile bringen. Hinzu kommt, dass der Hilfebedarf nicht statisch ist, sondern 

sich dynamisch verändert. 

 

- Der Vorschlag, bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Familiengericht und Jugendamt 

den Jugendhilfeausschuss einzubeziehen, erscheint der Arbeitsgruppe bereits deshalb 

nicht geeignet, weil der Jugendhilfeausschuss zu selten tagt, um zeitnah etwaige Kon-

flikte zwischen Familiengericht und Jugendamt zu lösen. Insoweit ist zu bedenken, dass 

gerade in Verfahren über gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls eine 

zeitnahe verbindliche Entscheidung im Interesse des Kindesschutzes notwendig ist. 

 

Die Arbeitsgruppe ist stattdessen zu dem Ergebnis gelangt, dass die Teilnahme des Ju-
gendamts am gerichtlichen Termin verbindlicher und konkreter ausgestaltet werden 
sollte, um die Zusammenarbeit zwischen Familiengericht und Jugendamt zu verbessern. Es 

muss grundsätzlich sichergestellt sein, dass das Jugendamt vor der gerichtlichen Anordnung 

in die Sachverhaltsaufklärung, die Grundlage des Entscheidungsprozesses ist, und in die 

Frage, welche Hilfemaßnahme von den Eltern freiwillig in Anspruch genommen oder vom 

Gericht angeordnet wird, eingebunden wird.  

 

Eine verbindlichere und konkretere Gestaltung der Teilnahme des Jugendamts im Termin ist 

nach Auffassung der Arbeitsgruppe aber nicht nur für Verfahren über gerichtliche Maßnah-

men bei Gefährdung des Kindeswohls wichtig, sondern für alle Kindschaftsverfahren. Im 

Termin verschafft sich das Gericht einen unmittelbaren Eindruck von den Beteiligten, hört 

diese und gegebenenfalls weitere Personen und Stellen an, erörtert die Sache und kann auf 

eine einvernehmliche Regelung hinwirken. Die Erkenntnisse und Eindrücke des Gerichts aus 

dem Termin sind eine wichtige Grundlage für die gerichtliche Entscheidung. Vor diesem Hin-

tergrund ist eine Teilnahme einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters des Jugendamts am 

Termin besonders wichtig. Die betreffende Person kann sich direkt zu der Sache äußern und 

auf die Äußerungen der Beteiligten reagieren. Häufig kann auch erst im gerichtlichen Termin 

ein Kontakt zu der Familie hergestellt und ein unmittelbarer Eindruck von der Familie gewon-

nen werden. 
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Zu diesem Zweck sollte die Teilnahme des Jugendamts am gerichtlichen Termin in 
Kindschaftssachen gesetzlich geregelt werden. Und zwar zum einen – gerichtet an das 

Jugendamt – im SGB VIII und korrespondierend dazu – als Pflicht des Familiengerichts zur 

Ladung des Jugendamts – im FamFG. Dies dient nicht nur der Vorbeugung von Problemen 

im Zusammenhang mit der Finanzierung der öffentlichen Hilfen, deren Inanspruchnahme 

gerichtlich angeordnet wird, sondern bindet das Jugendamt in allen Kindschaftssachen ver-

stärkt in die Sachverhaltsaufklärung, in die Erarbeitung einvernehmlicher Lösungen und in 

die Grundlage der Entscheidungsfindung des Gerichts ein. 

 

Es sollte auch festgeschrieben werden, dass der Termin von einer mit der Angelegenheit 
vertrauten Fachkraft des Jugendamts wahrgenommen werden soll. Eine solche Rege-

lung stellt sicher, dass die im Termin anwesende Person über die Angelegenheit informiert, 

mit der Familie vertraut und über die Belange der Familie so weit als möglich unterrichtet ist. 

Die Ausgestaltung als Sollvorschrift ermöglicht ein Abweichen in Ausnahmefällen. 

 

Zwar ist davon auszugehen, dass eine solche Verpflichtung bei den Jugendämtern in geeig-

neter Weise umgesetzt werden muss. Nur durch die Teilnahme einer mit der Familie vertrau-

ten Fachkraft kann aber der Sinn der Mitwirkungsvorschrift erfüllt werden. 

 

Konkrete Regelungsvorschläge der Arbeitsgruppe nebst einer Kurzbegründung sind in der 

Anlage 3 dargestellt. 

 
 

III. Fortbildung und fallübergreifende interdisziplinäre Zusammen-
arbeit 

 
Für einen effektiven Kinderschutz ist es neben den gesetzlichen Neuregelungen elementar 

wichtig, dass Familienrichterinnen und Familienrichter über ausreichende, auch interdiszipli-

näre, Fachkenntnisse verfügen und dass Familiengerichte und Jugendämter fallübergreifend 

interdisziplinär zusammenarbeiten. 

 
1. Vorschläge der Arbeitsgruppe 
 

- Die Arbeitsgruppe schlägt den Ländern und dem Bund vor, eine allgemeine Fortbil-
dungspflicht für Richter ausdrücklich gesetzlich zu verankern („Richterinnen und Richter 

sind verpflichtet, sich fortzubilden.“). 
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- Die interdisziplinäre Zusammenarbeit, insbesondere zwischen Familiengericht und 

Jugendamt, sollte weiter befördert werden.  

 

-  Die Teilnahme an Fortbildungen und an interdisziplinären Arbeitskreisen sollte zum 

Selbstverständnis professionellen Handelns gehören und daher in Beurteilungs- und 
Beförderungsrichtlinien als Kriterium verankert werden und im Rahmen der Personal-

entwicklung verstärkt Berücksichtigung finden. 

 

- Die nötigen finanziellen und sachlichen Mittel für Fortbildungen sollten bereitgestellt 

und die für Fortbildungen nötigen zeitlichen Kapazitäten bei den Richterinnen und Rich-

tern ermöglicht werden. 

 

- Es sollten Konzepte entwickelt werden, wie auch diejenigen Richterinnen und Richter 
erreicht werden können, die bislang selten an Fortbildungen teilnehmen. 

 

- Die Kommission der Landesjustizverwaltungen für Fragen der Personalbedarfsberech-

nung sollte nochmals eine Anpassung von Pebb§y im Hinblick auf die Teilnahme von 

Richterinnen und Richtern an interdisziplinären Arbeitskreisen überprüfen. 

 

2. Fortbildung 
 

a) Überblick über die Rechtslage  
 

Die Richtergesetze des Bundes und der Länder enthalten keine ausdrücklich gesetzlich 
geregelte allgemeine Verpflichtung zur Fortbildung.16 Eine Fortbildungspflicht für Richte-

rinnen und Richter kann sich aus der entsprechenden Geltung der jeweiligen landesrechtli-

chen Laufbahnverordnung für Beamtinnen und Beamte ergeben.17 

 

Im Regierungsentwurf eines 2. Justizmodernisierungsgesetzes18 war die Aufnahme einer 

Fortbildungsverpflichtung für Richterinnen und Richter in das Deutsche Richtergesetz vorge-

                                                 
16 In NRW ist allerdings die Aufnahme einer entsprechenden landesgesetzlichen Fortbildungspflicht in 

das Landesrichtergesetz beabsichtigt. 
17 Z. B. Bayern: Artikel 2 Absatz 1 des Bayerischen Richtergesetzes in Verbindung mit § 55 Absatz 2 

der Laufbahnverordnung: „Die Beamten (Richter) sind verpflichtet, an Maßnahmen der Einfüh-
rungs-, Anpassungs- und Förderungsfortbildung teilzunehmen. Sie sind außerdem verpflichtet, sich 
selbst fortzubilden, damit sie den Änderungen der Aufgaben und der Anforderungen gewachsen 
sind (Anpassungsfortbildung).“ Oder Nordrhein-Westfalen: § 87 Absatz 1 Laufbahnverordnung NRW 
- LVO NRW in Verbindung mit § 48 Absatz 1 LVO NRW: „Die Beamten (Richter) sind verpflichtet, 
sich fortzubilden, damit sie über die Anforderungen (…) unterrichtet bleiben und auch steigenden 
Anforderungen ihres Amtes gewachsen sind.“ 

18 BT-Drs. 16/3038. 
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sehen. § 43a DRiG – neu –, der sich an Richterinnen und Richter sowohl im Bundesdienst 

als auch im Landesdienst wenden sollte, sollte wie folgt lauten: „Der Richter ist verpflichtet, 

sich fortzubilden.“ Nach Aufhebung der Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes für 

die Richterinnen und Richter im Landesdienst durch die Föderalismusreform19 hat der Bun-

destag auf die Empfehlung des Rechtsausschusses20 hin dann aber letztlich auf die Rege-
lung verzichtet. 
 

Die Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister (JuMiKo) hatte zuvor auf ihrer 

Konferenz vom 29. bis 30. Juni 2005 in Dortmund unter anderem folgende Beschlüsse ge-

fasst: 

 

„4.2. 

a) Die Justizministerinnen und Justizminister sprechen sich für die gesetzliche 

Regelung einer Fortbildungspflicht in den Richtergesetzen des Bundes und der 

Länder aus. Die Art und Weise, in der Richterinnen und Richter dieser Verpflich-

tung nachkommen, bleibt freigestellt.  

 

b) Die Justizministerinnen und Justizminister setzen sich dafür ein, dass die Fort-

bildung in Beurteilungs- und Beförderungsrichtlinien als Kriterium für Richter und 

Staatsanwälte verankert wird und im Rahmen der Personalentwicklung verstärkt 

Berücksichtigung findet.“21 

 

Diese Beschlüsse sind jedoch weitgehend verhallt und in der Praxis ohne Konsequenzen 

geblieben. 

 

b) Rechtstatsächlicher Hintergrund 
 

Eine vom Bundesministerium der Justiz durchgeführte Länderabfrage zu Fortbildung und 
interdisziplinärer Zusammenarbeit (vgl. ausführliche Zusammenfassung der Ergebnisse in 

Anlage 4) hat zum Thema Fortbildung kurz zusammengefasst Folgendes ergeben: 

 
 
-   Insgesamt gesehen gibt es in den Ländern ein relativ gutes Fortbildungsangebot. 

                                                 
19 BGBl. I 2006, S. 2034. 
20 BT-Drs. 16/3640, S. 49. 
21 www.justiz.nrw.de unter Justizministerium > Justizpolitik > Justizministerkonferenz > Beschlüsse der 

Justizministerkonferenzen > 2005 > 76. Konferenz vom 29. bis 30.06.2005 in Dortmund. 

http://www.justiz.nrw.de/
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-   Die Fortbildungsangebote werden in der Regel sehr gut angenommen und es besteht ein 

großes Interesse. Allerdings wird auch berichtet, dass die Gruppe der fortbildungsinte-

ressierten Richterinnen und Richter im Wesentlichen gleichbleibend ist, während sich ei-

ne gewisse Zahl von Richterinnen und Richtern selten zu Fortbildungen anmeldet. 

-  Es bestehen in der Regel keine besonderen Anreize, Fortbildungen wahrzunehmen. 

 

c) Wesentliche Probleme in der Praxis 
 

Familienrichterinnen und Familienrichter müssen ein breites rechtliches Spektrum (Schei-

dungsrecht, im Einzelfall mit auslandsrechtlichen Fragen, Versorgungsausgleich mit renten-

rechtlichen Aspekten, Unterhaltsrecht mit steuerrechtlichen und bilanzrechtlichen Aspekten, 

Güterrecht, Umgangsrecht und Sorgerecht mit psychologischen Aspekten, Jugendhilferecht, 

verfahrensrechtliche Besonderheiten im familiengerichtlichen Verfahren) beherrschen. Zu-

sätzlich sollten sie gerade in Umgangs- und Sorgerechtssachen über kinderpsychologi-
sche und sozialpädagogische Grundkenntnisse sowie über Gesprächsführungskompe-

tenzen in konflikthaften Familiensituationen verfügen. Die Kenntnisse sollten laufend auf dem 

neuesten Stand gehalten werden. Hierzu ist es wichtig, dass sie an fachlichen Fortbildungen 

und interdisziplinären Weiterbildungen teilnehmen. 

 

Gerade bei kurzen Fortbildungsveranstaltungen bedeutet die Teilnahme für die Richterinnen 

und Richter häufig eine zusätzliche Belastung, weil die während dieser Zeit „liegengebliebe-

ne“ Arbeit nachfolgend aufgearbeitet werden muss. Vielen Richterinnen und Richtern ist es 

auch aufgrund der hohen Arbeitsbelastung nur schwer möglich, an Fortbildungsveranstal-

tungen teilzunehmen. Dennoch besteht teilweise der Eindruck, dass die Teilnahme an Fort-
bildungsveranstaltungen nicht hinreichend gewürdigt wird. 

 

Über die Veranstaltung selbst hinausgehende Anreize, an Fortbildungen teilzunehmen, 
bestehen in der Regel nicht. In vielen Ländern müssen die Teilnehmer sogar ihre Reise-

kosten selbst tragen. 

 

d) Überlegungen und Feststellungen der Arbeitsgruppe 
 

Um einen effektiven Kindesschutz gewährleisten zu können, ist es unabdingbar, dass die 

Familienrichterinnen und Familienrichter über ausreichende fachspezifische sowie elementa-

re interdisziplinäre Kenntnisse verfügen, die in der Juristenausbildung im Allgemeinen nicht 

vermittelt werden. 
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Die Arbeitsgruppe schlägt den Ländern und dem Bund daher vor, eine allgemeine Fortbil-
dungspflicht für Richterinnen und Richter ausdrücklich gesetzlich zu regeln und damit 

den Beschluss der JuMiKo 2005 umzusetzen. Sie wiederholt damit ihren Vorschlag aus ih-

rem Abschlussbericht vom 17. November 2006.22 Eine solche allgemeine Fortbildungspflicht 

beeinträchtigt die richterliche Unabhängigkeit nicht, da sie die Entscheidungsfindung nicht 

berührt und es den Richterinnen und Richtern freigestellt bleibt, wie sie sich fortbilden. Mit 

einer gesetzlichen Regelung einer Fortbildungspflicht würde der Bedeutung der Richterfort-

bildung Rechnung getragen. 

 

Die Arbeitsgruppe hält es für erforderlich, dass die Länder die erforderlichen Rahmenbe-
dingungen für eine ausreichende Fortbildung der Richterinnen und Richter schaffen. Das 

bedeutet insbesondere, dass die nötigen finanziellen und sachlichen Mittel für Fortbildungs-

veranstaltungen bereitgestellt und die für Fortbildungen nötigen zeitlichen Kapazitäten bei 

den Richterinnen und Richtern geschaffen werden. 

 

Die Arbeitsgruppe schlägt darüber hinaus vor, dass die Fortbildung in Beurteilungs- und 
Beförderungsrichtlinien als Kriterium verankert wird und im Rahmen der Personalentwick-

lung verstärkt Berücksichtigung findet. Auf diesem Wege könnte eine bessere Würdigung der 

Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen erfolgen und gegebenenfalls auch solche Richte-

rinnen und Richter erreicht werden, die bislang nicht an Fortbildungen teilnehmen (s. u.). 

 

Zudem sollten die Länder Konzepte entwickeln, um auch diejenigen Richterinnen und 
Richter zu erreichen, die bislang selten an Fortbildungen teilnehmen. Denkbar wäre, die 

Teilnahme an Fortbildungen attraktiver zu gestalten. So kann beispielsweise ausdrücklich 

vorgesehen werden, dass die Fortbildungsbereitschaft im Rahmen der dienstlichen Beurtei-

lung zu berücksichtigen ist. Die Teilnahme an Fortbildungen kann in ein Personalentwick-

lungskonzept integriert werden. Auch können die in den Ländern jeweils bestehenden Anrei-

ze für Fortbildungen (z. B. Aufnahme einer Teilnahmebescheinigung in die Personalakte, 

Berücksichtigung im Rahmen der dienstlichen Beurteilung, qualifizierte Referenten, Über-

nahme der Reisekosten) den Richterinnen und Richtern verstärkt vermittelt und damit für 

eine Teilnahme an Fortbildungen geworben werden. 

 

Die Arbeitsgruppe ist der Auffassung, dass Familienrichterinnen und Familienrichter im Be-

reich des Kindschaftsrechts – neben dem rein rechtlichen Fachwissen – auch über bestimm-

te interdisziplinäre Elementarkenntnisse verfügen sollten, die in der allgemeinen Juristen-

                                                 
22 www.bmj.bund.de unter Themen > Zivilrecht > Familienrecht > Kindschaftsrecht > Sorge- und Um-

gangsrecht > Arbeitsgruppe „Familiengerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls“, 
Seite 52 f. 

http://www.bmj.bund.de/


 - 28 -

ausbildung bislang nicht vermittelt werden. Die Länder könnten hierzu beispielsweise – für 

ihren Bereich oder auch länderübergreifend – ein Curriculum für Familienrichterinnen und 

Familienrichter entwickeln. 

 

3. Interdisziplinäre Zusammenarbeit 
 
a) Überblick über die Rechtslage  
 
Eine gesetzliche Regelung zur Bildung von Kooperationskreisen gibt es nur in Schles-
wig-Holstein und Rheinland-Pfalz.  

 

Nach § 12 des Gesetzes zur Weiterentwicklung und Verbesserung des Schutzes von Kin-

dern und Jugendlichen in Schleswig-Holstein (Kinderschutzgesetz)23 werden zur Kooperati-

on in Kinder- und Jugendschutzangelegenheiten und bei Kindeswohlgefährdung in den Krei-

sen und kreisfreien Städten Kooperationskreise gebildet. Teilnehmer sollen auch die Gerich

te, insbesondere die Familiengerichte sein. Nach § 12 Absatz 3 des Kinderschutzgesetzes 

stellen die Kooperationskreise die Rahmenbedingungen für eine effektive und schnelle Zu-

sammenarbeit bei möglicher Kindeswohlgefährdung sicher. Hierzu gehört insbesondere die 

Gewährleistung schneller Informationen bei möglicher Kindeswohlgefährdung und eine ver-

netzte Kooperation zwischen den mit einer möglichen Kindeswohlgefährdung befassten Stel-

-

n.  

 

 Misshand-

ng zu erreichen. Beteiligte der lokalen Netzwerke sind auch Familiengerichte.24 

s 

en Arbeitskreisen teilweise auch dazu, dass be-

tehende Arbeitskreise aufgelöst werden. 

                                                

le

 

Nach § 3 des Landesgesetzes zum Schutz von Kindeswohl und Kindergesundheit (LKind-

SchuG) Rheinland-Pfalz stellen die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe in ihrem 

jeweiligen Bezirk die Bildung eines lokalen Netzwerks sicher mit dem Ziel, umfassend durch

Früherkennung von Risiken für Fehlentwicklungen sowie durch rechtzeitige Förderung und 

Hilfe einen wirksamen Schutz von Kindern vor Vernachlässigung, Missbrauch und

lu

 

Die am 1. April 2008 in Schleswig-Holstein in Kraft getretene Regelung hat dort dazu geführt, 

dass bereits in zwei Dritteln der Landkreise Arbeitskreise eingerichtet worden sind. Allerding

führt ein Überangebot von neu eingerichtet

s

 

 

 
 

23 GVOBl. 2008, S. 270. 
24 GVBl 2008,  52. 
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b) Rechtstatsächlicher Hintergrund 

sterium der Justiz 

urchgeführte Länderabfrage zusammengefasst Folgendes ergeben: 

-  

richt, Jugendamt und weiteren beteiligten 

- 

r leicht sei, Richterinnen und Rich-

-  der Regel keine besonderen Anreize, an interdisziplinären Arbeitskreisen 

teilzunehmen. 

-

haftlichen Praxis 

urch Mitarbeit in Arbeitsgruppen bzw. Projekten im Auge zu behalten.“  

. 

-

planung sei jedoch der durchschnittliche Einsatz 

ur Aufgabenerfüllung zugrunde zu legen. 

 
Zum Thema Interdisziplinäre Zusammenarbeit hat die vom Bundesmini

d

 
In fast allen Ländern findet in etlichen Gerichts- bzw. Jugendamtsbezirken eine interdis-

ziplinäre Zusammenarbeit zwischen Familienge

Professionen in verschiedensten Formen statt. 

Bei den Richterinnen und Richtern besteht vielfach ein großes Interesse an einer inter-

disziplinären Zusammenarbeit. Diese wird als sehr positiv und gewinnbringend angese-

hen, häufig mit hohem Engagement betrieben und als sehr hilfreich für die Arbeit bewer-

tet. Allerdings wird auch berichtet, dass es nicht imme

ter zur Mitarbeit in den Arbeitskreisen zu motivieren. 

Es bestehen in 

 

Die Kommission der Landesjustizverwaltungen für Fragen der Personalbedarfsberechnung 

hat in ihrer Sitzung vom 6. bis 8. März 2008 beschlossen: „Eine Anpassung des Personal-
bedarfsberechnungssystems (Pebb§y) im Hinblick auf die Teilnahme von Jugendrichtern 

bzw. Staatsanwälten an interdisziplinären Arbeitskreisen zu Fragen der elterlichen Sorge ist 

derzeit nicht veranlasst. Die Länderarbeitsgruppen werden gebeten, die Basiszahlen im Hin

blick auf die zunehmende Belastung der gerichtlichen und staatsanwaltsc

d

 

Zur Begründung führt die Kommission aus, dass die Mitarbeit in interdisziplinären Arbeits-

gruppen ebenso wie die Teilnahme an nicht der Fortbildung dienenden Tagungen bei der 

Erhebung zu Pebb§y I erfasst worden sei. Ferner handele es sich regelmäßig um vorüber-

gehende Zusatzbelastungen, deren konkrete Abbildung in einem vorrangig der mittel- bis 

langfristigen Personalplanung dienenden System nicht uneingeschränkt erforderlich scheine

Auch stelle die Mitarbeit an entsprechenden Arbeitsgruppen bzw. Projekten zumindest teil

weise einen freiwilligen überobligatorischen Einsatz der teilnehmenden Beschäftigten zur 

eigenen Personalentwicklung dar, weil regelmäßig eine positive Würdigung im Beurteilungs-

wesen zu erwarten sei; der Personalbedarfs

z
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c) Wesentliche Probleme in der Praxis 

-

ifen-

e Zusammenarbeit zwischen Gericht und Jugendamt kann solche Defizite beseitigen. 

det eine Würdigung der Teilnahme an interdisziplinären Ar-
eitskreisen kaum statt. 

eize, an einem 

terdisziplinären Arbeitskreis teilzunehmen, bestehen in der Regel nicht.  

mmenarbeit, weil eine Beeinträchtigung der richterlichen Unab-

ängigkeit befürchtet wird. 

) Überlegungen und Feststellungen der Arbeitsgruppe 

s 

s 

-

lt-

ung muss ein widersprüchliches Verhalten von Gericht und Jugendamt vermieden werden. 

 

 
Die Familienrichterinnen und Familienrichter einerseits und die Fachkräfte der Jugend
ämter andererseits haben häufig nur unvollkommene Kenntnisse über die konkreten 
Aufgaben, die Organisation, die Strukturen und die Arbeitsabläufe des jeweils ande-
ren. Das kann zu Missverständnissen und Kommunikationsproblemen sowie zu einem man-

gelnden Verständnis für auftretende Probleme in der täglichen Arbeit führen, was Reibungs-

verluste und eine zeitliche Verzögerung des Verfahrens bedeuten kann. Eine fallübergre

d

 

Auch die Teilnahme an interdisziplinären Arbeitskreisen bedeutet für die Richterinnen und 

Richter eine zusätzliche Belastung, weil die während dieser Zeit „liegengebliebene“ Arbeit 

nachfolgend aufgearbeitet werden muss. Vielen Richterinnen und Richtern ist es auch auf-

grund der hohen Arbeitbelastung nur schwer möglich, an interdisziplinären Arbeitskreisen 

teilzunehmen. Dennoch fin

b
 

Über den jeweiligen interdisziplinären Arbeitskreis selbst hinausgehende Anr
in

 

Bei einigen Richterinnen und Richtern bestehen – unbegründete – Vorbehalte gegenüber 

einer interdisziplinären Zusa

h

 
d
 

Interdisziplinäre, fallübergreifend arbeitende Arbeitskreise können dazu beitragen, da

Verfahren bei Kindeswohlgefährdung im Interesse des Kindes zu optimieren. Zwar liegen 

hierzu derzeit keine bestätigenden empirischen Befunde vor, es ist jedoch naheliegend, das

ein besseres Verständnis der Familienrichterinnen und Familienrichter für sozialpädagogi-

sche Sicht- und Vorgehensweisen sowie umgekehrt ein besseres Verständnis der Jugendhil

fefachkräfte für die rechtlichen Bestimmungen und Sichtweisen zu einem reibungsloseren 
Verfahrensablauf beitragen. Runde Tische beugen ungünstigen Entwicklungen im Verhä

nis zwischen Jugendamt und Gericht vor. Gerade in Verfahren wegen Kindeswohlgefähr-

d
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Aus diesem Grunde sollten interdisziplinäre Arbeitskreise in den Ländern befördert und un-
terstützt werden. Bestehende Projekte sollten weiter gefördert und neue Projekte angesto-

ßen werden. Auch kann es hilfreich sein, wenn die Länder Handreichungen zur interdis-

ziplinären Zusammenarbeit herausgeben.25 

 

Die positive Bewertung von denjenigen Richterinnen und Richtern, die an interdisziplinären 

Arbeitskreisen teilnehmen, sollte denjenigen Richterinnen und Richtern vermittelt werden, die 

einer interdisziplinären Zusammenarbeit bislang desinteressiert oder ablehnend gegenüber-

stehen. Insbesondere sollte herausgestellt werden, dass Gegenstand der Arbeitskreise nicht 

konkrete Verfahren sind (was gegebenenfalls die richterliche Neutralität in Frage stellen 

könnte), sondern das Ziel ist, die Zusammenarbeit fallübergreifend allgemein und strukturell 

zu fördern.  

 

Eine allgemeine Verpflichtung zur Teilnahme an interdisziplinären Arbeitskreisen hält die 

Arbeitsgruppe hingegen nicht für sinnvoll. Sie geht davon aus, dass diejenigen Richterinnen 

und Richter, die einer interdisziplinären Zusammenarbeit bislang eher ablehnend gegenü-

berstehen, durch eine landesgesetzliche Verpflichtung nicht zu einer Teilnahme motiviert 

werden würden.  

 

Stattdessen schlägt die Arbeitsgruppe vor, dass auch die Teilnahme an interdisziplinären 

Arbeitskreisen in Beurteilungs- und Beförderungsrichtlinien als Kriterium verankert wird 

und im Rahmen der Personalentwicklung verstärkt Berücksichtigung findet. Auf diesem We-

ge könnte eine bessere Würdigung der Teilnahme an interdisziplinären Arbeitskreisen erfol-

gen und es könnten gegebenenfalls auch solche Richterinnen und Richter erreicht werden, 

die bislang nicht an solchen Arbeitskreisen teilnehmen. 

 

Die Arbeitsgruppe plädiert außerdem dafür, dass die Kommission der Landesjustizverwal-

tungen für Fragen der Personalbedarfsberechnung nochmals überprüft, ob im Hinblick auf 

die Teilnahme von Richterinnen und Richtern an interdisziplinären Arbeitskreisen eine An-
passung des Personalbedarfsberechnungssystems (Pebb§y) veranlasst ist. Bei der Teil-

nahme an interdisziplinären Arbeitskreisen handelt es sich nicht nur um vorübergehende, 

sondern um dauerhafte Zusatzbelastungen. Auch stellt die Teilnahme nicht nur einen freiwil-

ligen überobligatorischen Einsatz zur eigenen Personalentwicklung dar, sondern dient der 

Erfüllung der richterlichen Aufgaben. 

 

 
                                                 
25 So beispielsweise schon in Baden-Württemberg geschehen: „Interdisziplinäre Zusammenarbeit im 

Kinderschutz: Aufgaben der beteiligten Institutionen, Empfehlungen für örtliche Netzwerke“. 
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IV. Gefährdung des Wohls des ungeborenen Kindes 
 
§ 1666 BGB findet seinem Wortlaut nach nur auf das bereits geborene Kind Anwendung.  

Zu einer vermeidbaren nachhaltigen Schädigung kann es aber auch bereits vor der Geburt 

kommen – etwa durch Alkohol- oder Drogenmissbrauch der Mutter in der Schwangerschaft – 

oder eine Gefährdung des Kindes nach der Geburt kann schon während der Schwanger-

schaft absehbar sein. Eine solche vorgeburtliche Gefährdungslage wirft Probleme im Hin-

blick auf die Handlungsmöglichkeiten des Jugendamts (öffentliche Hilfen) und des Familien-

gerichts (gerichtliche Maßnahmen) auf. 

 
1. Vorschläge der Arbeitsgruppe 
 

Die Arbeitsgruppe empfiehlt, keine gesetzliche Regelung zur Anwendung des § 1666 
BGB auf das ungeborene Kind zu treffen, sondern Fälle der Gefährdung des Wohls des 

ungeborenen Kindes mit den bestehenden gesetzlichen Möglichkeiten zu lösen. 

 

Die Arbeitsgruppe empfiehlt dem Gesetzgeber, in den Hilfekatalog des SGB VIII ein Hilfe-

angebot aufzunehmen, das sich ausdrücklich an schwangere Frauen und werdende Eltern 

richtet und das Beratung und Hilfe in der Schwangerschaft zum Gegenstand hat. 

 
2. Öffentliche Hilfen 
 

a) Überblick über die Rechtslage 
 

In dem Katalog der öffentlichen Hilfen des SGB VIII gibt es so gut wie keine Hilfeangebote, 

die sich ausdrücklich an schwangere Frauen oder werdende Eltern richten und die 
Beratung und Hilfe in der Schwangerschaft in Fragen der Erziehung zum Gegenstand 
haben. 

 

Dennoch hat das SGB VIII dem Grunde nach auch die vorgeburtliche Situation im Blick. 

Denn an mehreren Stellen reicht das Leistungsspektrum des SGB VIII bereits jetzt bis in 

die Zeit vor der Geburt hinein: Dazu zählt insbesondere § 16 SGB VIII (Allgemeine Förde-

rung der Erziehung in der Familie). Einen spezifischen Leistungstatbestand für die Zeit vor 

und nach der Geburt stellt § 19 Absatz 1 Satz 3 SGB VIII (Gemeinsame Wohnformen für 

Mütter/ Väter und Kinder) dar. Zu erwähnen sind auch die Beratung und Unterstützung bei 

der Vaterschaftsfeststellung und Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen nach § 52a 

SGB VIII. 
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Daneben richtet sich auch das Gesetz zur Vermeidung und Bewältigung von Schwanger-

schaftskonflikten (Schwangerschaftskonfliktgesetz) an werdende Mütter und Väter. In § 2 

Absatz 1 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes ist geregelt, dass jede Frau und jeder Mann 

das Recht hat, sich zum Zwecke der gesundheitlichen Vorsorge in allen eine Schwanger-

schaft unmittelbar oder mittelbar berührenden Fragen von einer hierfür vorgesehenen Bera-

tungsstelle informieren und beraten zu lassen. Allerdings ist diese Vorschrift in der Praxis 

kaum bekannt. Das Schwangerschaftskonfliktgesetz wird allgemein nur mit einer Beratung 

im Schwangerschaftskonflikt, im Zusammenhang mit der Frage eines Schwangerschaftsab-

bruchs, in Verbindung gebracht. 

 

Daneben enthalten die Landesgesetze für den öffentlichen Gesundheitsdienst Regelungen 

zu Aufgaben der Gesundheitsämter zur gesundheitlichen Aufklärung für werdende Eltern. 

Die konkrete Ausgestaltung weist eine unterschiedliche Ausdifferenzierung und Verbindlich-

keit auf. 

 

b) Rechtstatsächlicher Hintergrund 
 
Bestehen gewichtige Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Kindeswohls, greift der Schutz-

auftrag des Jugendamts nach § 8a SGB VIII. Zu einer Gefährdung kann es aber auch schon 

vor der Geburt des Kindes kommen oder eine Gefährdung nach der Geburt kann schon 

während der Schwangerschaft absehbar sein. Das Leistungsspektrum des SGB VIII knüpft 

grundsätzlich an das Eltern-Kind-Verhältnis an, setzt also die Geburt eines Kindes voraus. 

Soweit das Leistungsspektrum bis in die Zeit vor der Geburt zurückreicht, bestehen wegen 

der jeweils spezifischen Voraussetzungen der aufgeführten Leistungen nach dem SGB VIII 

und deren teilweise eingeschränkten Anwendungsbereichs allerdings Hilfelücken. Insbeson-

dere gibt es keine zentrale Norm, in welcher Beratung und Hilfe in der Schwangerschaft 

durch Einrichtungen und Dienste der Jugendhilfe geregelt sind.  

 

c) Wesentliche Probleme in der Praxis 
 

In der Praxis bestehen bei den Jugendämtern teilweise Unsicherheiten, wie in Fällen einer 

vorgeburtlichen Gefährdungslage verfahren werden soll und welche Hilfemaßnahmen den 
werdenden Eltern angeboten werden können. Die Möglichkeit einer Beratung nach § 2 

des Schwangerschaftskonfliktgesetzes wird in der Regel nicht in Anspruch genommen. Wer-

den öffentliche Hilfen nicht frühzeitig angeboten, verfestigt und verschärft sich die Problema-

tik häufig noch.  
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d) Überlegungen und Feststellungen der Arbeitsgruppe 
 
Für einen effektiven Kinderschutz ist es wichtig, Risiken für Kinder möglichst frühzeitig zu 

erkennen und die Erziehungskompetenz ihrer Eltern rechtzeitig zu verbessern sowie 

vermeidbare Schädigungen ungeborener Kinder möglichst zu verhindern. Gerade der Zeit-

raum der Schwangerschaft und die ersten Monate nach der Geburt sind Phasen, in denen 

sich die Anforderungen an die (künftigen) Eltern wesentlich ändern. Die bestehenden Hilfe-
angebote sind insoweit nicht ausreichend. 

 

Die Arbeitsgruppe schlägt dem Gesetzgeber daher vor, in den Hilfekatalog des SGB VIII ein 

Hilfeangebot, das sich ausdrücklich an schwangere Frauen und werdende Eltern rich-
tet und das Beratung und Hilfe in der Schwangerschaft zum Gegenstand hat, aufzu-

nehmen. Darüber hinaus sollten korrespondierende Regelungen im Zweiten Buch Sozialge-

setzbuch – Grundsicherung für Arbeitsuchende – (SGB II) geprüft werden und der Bedarf für 

ergänzende landesgesetzliche Regelungen für den öffentlichen Gesundheitsdienst überprüft 

werden. 

 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass auch der 13. Kinder- und Jugendbe-

richt26 eine bessere Vernetzung der vorhandenen Angebote und Strukturen von Jugendhilfe, 

Sozialhilfe und Gesundheitswesen empfiehlt. 

 

3. Anwendung des § 1666 BGB auf das ungeborene Kind? 
 
a) Überblick über die Rechtslage 
 
In Konstellationen, in denen sich werdende Eltern schon während einer Schwangerschaft in 

Bezug auf das ungeborene Kind gefährdend verhalten, sind die rechtlichen Möglichkeiten 

einer familiengerichtlichen Einflussnahme umstritten: 

 

Der Wortlaut des § 1666 BGB („des Kindes“) spricht gegen eine Zulässigkeit von Maßnah-

men nach § 1666 BGB. Zudem entsteht die elterliche Sorge erst mit Geburt des Kindes, so 

dass Eingriffe in die elterliche Sorge auch erst ab diesem Zeitpunkt möglich sein können.27 

 

Teilweise wird aber vertreten, dass eine „Vorratsentscheidung“, durch welche die elterli-

che Sorge im Zeitpunkt der Geburt entzogen wird, zulässig ist, wenn sich aus Vorfällen in der 
                                                 
26 BT-Drs. 16/12860. 
27 Vennemann, FamRZ 1987, 1069. 
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Vergangenheit (etwa einem Verhalten der Mutter gegenüber anderen Kindern) eine (zukünf-

tige) Gefährdung des Kindes ergibt.28 Danach würde es erst recht zulässig sein, vor Geburt 

lediglich einen Erörterungstermin nach § 50f FGG durchzuführen, in welchem beispielsweise 

ein unmittelbar nach Geburt drohender Sorgerechtsentzug thematisiert wird, was die Mutter 

möglicherweise dazu motiviert, sich noch vor der Geburt auf Hilfemaßnahmen einzulassen.29 

 

Für eine Anwendung des § 1666 BGB auf das ungeborene Kind spricht, dass dieses 

verfassungsrechtlichen Schutz nach Artikel 1 Absatz 1 und Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des 

Grundgesetzes genießt.30 Das Bürgerliche Recht enthält auch bereits Rechtspositionen des 

ungeborenen Kindes (so etwa § 1923 Absatz 2 BGB, § 1912 Absatz 1 BGB, § 844 Absatz 2 

Satz 2 BGB). Auch ergebe sich die Anwendung von § 1666 BGB auf das ungeborene Kind 

mittelbar aus § 1912 Absatz 2 BGB.31 

 

Außerhalb von § 1666 BGB gibt es mehrere gesetzliche Regelungen, die zum Schutz 

des ungeborenen Kindes herangezogen werden können, deren Anwendung im Einzelfall 

aber problematisch sein kann: 

 

- Der Schutzauftrag des Jugendamts nach § 8a SGB VIII bezieht sich seinem eindeuti-

gen Wortlaut nach nur auf gefährdete Kinder und Jugendliche, nicht aber auf das unge-

borene Kind („Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des 

Wohls eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, […]“). 

 

- Nach § 1774 Satz 2 BGB kann schon vor der Geburt des Kindes ein Vormund bestellt 

werden, wenn anzunehmen ist, dass ein Kind mit seiner Geburt eines Vormunds bedarf. 

Die Bestellung wird allerdings erst mit der Geburt des Kindes wirksam. 

 

- § 1912 BGB sieht die Möglichkeit der Bestellung eines Pflegers für die Leibesfrucht 
vor. Diese Vorschrift dient allerdings nur der Wahrung der künftigen Rechte der Leibes-

frucht. Problematisch ist, dass eine für die Leibesfrucht bestellte Pflegerin / ein für die 

Leibesfrucht bestellter Pfleger in der Praxis kaum konkrete Einwirkungsmöglichkeiten auf 

die Schwangere hat. 

 

- Ist die Schwangere auf Grund einer psychischen Krankheit oder einer körperlichen, geis-

tigen oder seelischen Behinderung nicht in der Lage, ihre Angelegenheiten ganz oder 
                                                 
28 DIJuF-Gutachten, JAmt 2002, 248. 
29 DIJuF-Gutachten, JAmt 2008, 248, 250. 
30 BVerfG, NJW 1975, 573. 
31 AG Celle, NJW 1987, 2307 = FamRZ 1987, 738; MünchKomm/Olzen, 5. Auflage, 2008, § 1666, 

Rn. 42; Staudinger/Coester, 2004, § 1666, Rn. 14 ff.; Geiger, FamRZ 1987, 1177. 
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teilweise zu besorgen, so bestellt das Vormundschaftsgericht nach § 1896 BGB eine 

Betreuerin/ einen Betreuer für sie. Die Betreuung soll allerdings dem Wohl und den In-

teressen der Betreuten dienen. Eine Betreuerin/ ein Betreuer hat zudem nur begrenzte 

Einwirkungsmöglichkeiten auf die Betreute und ist keine Aufsichtsperson. 

 

- Besteht die Gefahr, dass sich eine schwangere Betreute aufgrund einer psychischen 

Krankheit oder einer körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung selbst tötet 

oder erheblichen gesundheitlichen Schaden zufügt, kann die Betreuerin / der Betreuer 

unter den Voraussetzungen des § 1906 BGB eine geschlossene Unterbringung veran-

lassen. 

 

- Ist die Schwangere psychisch krank und gefährdet sie infolge ihrer Krankheit ihr Leben, 

ihre Gesundheit oder Rechtsgüter anderer, kann sie nach den Landesgesetzen über die 

Unterbringung psychisch kranker Menschen in einem geeigneten Krankenhaus geschlos-

sen untergebracht werden, wenn die Gefahr nicht anders abgewendet werden kann.  

 

- Geht eine Gefährdung des ungeborenen Kindes von einem Dritten, beispielsweise dem 

Ehemann oder Lebensgefährten der Schwangeren durch körperliche Gewalt gegen die 

Schwangere aus, können Maßnahmen nach den §§ 1 und 2 des Gewaltschutzgesetzes 

getroffen werden, insbesondere die Wohnung der Schwangeren zur alleinigen Nutzung 

überlassen werden und dem Ehemann oder Lebensgefährten untersagt werden, die 

Wohnung zu betreten. 

 
b) Rechtstatsächlicher Hintergrund 
 
Bei einer Gefährdung des Kindeswohls hat das Familiengericht Maßnahmen nach § 1666 

BGB zu treffen. Zu einer Gefährdung kann es auch bereits vor der Geburt des Kindes kom-

men. Hierbei handelt es sich vielfach um suchtmittelabhängige und/ oder psychisch erkrank-

te Frauen. Hierbei sind zwei Fallkonstellationen zu unterscheiden: 

 

Zum einen kann bereits während der Schwangerschaft eine Gefährdung des Kindes 
nach der Geburt erkennbar sein. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn der schwange-

ren Mutter bereits das Sorgerecht für ein oder mehrere Kinder entzogen worden ist und ab-

zusehen ist, dass sich auch in Bezug auf das noch nicht geborene Kind eine Gefährdungsla-

ge ergeben wird.  
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Möglich sind zum anderen aber auch Fälle, in denen eine Gefährdung des ungeborenen 
Kindes während der Schwangerschaft besteht. Das wird hauptsächlich dann der Fall 

sein, wenn das ungeborene Kind durch ein Verhalten der Schwangeren oder durch das Ver-

halten eines Dritten während der Schwangerschaft gefährdet wird. So tritt jährlich bei etwa 

2.000 Geburten eine vorgeburtlich entstandene Schädigung des Kindes durch von der 

schwangeren Mutter aufgenommenen Alkohol auf (Alkoholembryopathie).32 

 
c) Wesentliche Probleme in der Praxis 
 
In der Praxis bestehen bei den Gerichten in Fällen einer vorgeburtlichen Gefährdung teil-
weise Unsicherheiten, wie in solchen Fällen verfahren werden soll und welche gerichtlichen 

Maßnahmen möglich und zulässig sind. Die Praxis behilft sich teilweise entweder damit, eine 

Vorratsentscheidung nach § 1666 BGB zu treffen, oder aber, insbesondere in Fällen einer 

psychischen Erkrankung der Schwangeren, diese in ein Krankenhaus einzuweisen. In eini-

gen Fällen haben Familiengerichte ein Tätigwerden aus rechtlichen Gründen abgelehnt. 

 
d) Überlegungen und Feststellungen der Arbeitsgruppe 
 
Eine gesetzliche Änderung dahingehend, dass § 1666 BGB auch auf das ungeborene Kind 

Anwendung findet, hält die Arbeitsgruppe unter Berücksichtigung aller Umstände im Ergeb-

nis nicht für zielführend. 

 

Würde man den Anwendungsbereich des § 1666 BGB auf das ungeborene Kind ausdehnen, 

würde dies mehrere Probleme aufwerfen: 

 

-  Es würde sich die Frage stellen, welche Verhaltensweisen das Familiengericht der Mutter 

auferlegen kann. Dabei ist zu berücksichtigen, dass das ungeborene Kind immer einem 

gewissen Risiko im Hinblick auf das Verhalten seiner Mutter unterliegt. Der Mutter muss 

ein Ermessensspielraum in der eigenen Lebensführung verbleiben. Es geht bei 

§ 1666 BGB darum, Gefährdungen für die Entwicklung des Kindes abzuwenden, nicht 

aber darum, dem ungeborenen Kind über § 1666 BGB eine optimale Schwangerschaft zu 

ermöglichen. An die Mutter gerichtete gerichtliche Anordnungen, ein gefährdendes Ver-

halten zu unterlassen, wären ohnehin nur schwer durchsetzbar. 

 

                                                 
32 Löser, Hermann, Alkohol und Schwangerschaft – Alkoholeffekte bei Embryonen, Kindern und Ju-

gendlichen, in: Singer, Manfred & Teyssen, Stephan (Hrsg.), Alkohol und Alkoholfolgekrankheiten, 
Berlin, 2005, Seite 442-456. 
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- Intensivere staatliche Schutzmaßnahmen (etwa die Einweisung der Mutter in eine Ent-

zugsklinik) würden mit den Grundrechten der Mutter kollidieren. 

 

- Eine Ausdehnung des Anwendungsbereichs des § 1666 BGB würde in ein Spannungs-
verhältnis zu den strafrechtlichen Regelungen über den Schwangerschaftsabbruch 

(§§ 218 ff. des Strafgesetzbuchs) treten. 

 

Die Arbeitsgruppe empfiehlt daher im Ergebnis, keine gesetzliche Regelung zur Anwen-
dung des § 1666 BGB auf das ungeborene Kind zu treffen, sondern hält es für erfolgver-

sprechender, auf ausgeweitete Hilfeangebote der Jugendhilfe und Gesundheitsfürsor-
ge zu setzen. Sofern in das SGB VIII ein Hilfeangebot, das sich ausdrücklich an schwangere 

Frauen und werdende Eltern richtet, aufgenommen wird, ist darüber hinaus zu erwarten, 

dass mehrere Fälle einer möglichen vorgeburtlichen Gefährdung bereits im Vorfeld durch 

das Hilfeangebot aufgefangen werden können. 

 

 

V. Qualitätssicherung in der Vormundschaft und Pflegschaft 
 
Wird den Eltern nach § 1666 BGB das Sorgerecht ganz oder teilweise entzogen, überträgt 

das Familiengericht das Sorgerecht auf einen Vormund oder Pfleger. Die Praxis zeigt aller-

dings, dass es auch im Rahmen einer Vormundschaft oder Pflegschaft im Einzelfall zu einer 

Kindeswohlgefährdung kommen kann. 

 
1. Vorschläge der Arbeitsgruppe 
 

Die Arbeitsgruppe empfiehlt der Bundesregierung, in der kommenden Legislaturperiode den 

Reformbedarf im Vormundschafts- und Pflegschaftsrecht im Lichte der von der Unterarbeits-

gruppe aufgestellten Eckpunkte (vgl. Anlage 5) zu prüfen. Die Prüfung soll insbesondere 

auch berücksichtigen, welche Änderungen im Interesse des Kindesschutzes erforderlich 

sind. 

 

2. Überblick über die Rechtslage 
 

Nach § 1773 BGB erhält ein Minderjähriger einen Vormund, wenn er nicht unter elterlicher 

Sorge steht oder wenn die Eltern weder in den die Person noch in den das Vermögen betref-

fenden Angelegenheiten zur Vertretung des Minderjährigen berechtigt sind. Das ist insbe-

sondere dann der Fall, wenn den Eltern das Sorgerecht ganz entzogen worden ist. 
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Nach § 1909 Absatz 1 Satz 1 BGB erhält derjenige, der unter elterlicher Sorge oder unter 

Vormundschaft steht, für solche Angelegenheiten, an deren Besorgung die Eltern oder der 

Vormund verhindert sind, einen Pfleger. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn den El-

tern das Sorgerecht teilweise entzogen worden ist. Auf die Pflegschaft finden gemäß § 1915 

Absatz 1 Satz 1 BGB die für die Vormundschaft geltenden Vorschriften entsprechende An-

wendung, soweit sich nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt. 

 

Der Vormund hat gemäß § 1793 Absatz 1 Satz 1 und 2 BGB das Recht und die Pflicht, für 

die Person und das Vermögen des Mündels zu sorgen, insbesondere den Mündel zu vertre-

ten. § 1626 Absatz 2 BGB gilt entsprechend. Danach hat der Vormund bei der Pflege und 

Erziehung die wachsende Fähigkeit und das wachsende Bedürfnis des Kindes zu selbstän-

digem, verantwortungsbewusstem Handeln zu berücksichtigen. Der Vormund bespricht mit 

dem Kind, soweit es nach dessen Entwicklungsstand angezeigt ist, Fragen der Sorge und 

strebt Einvernehmen an. Das Recht und die Pflicht des Vormunds, für die Person des Mün-

dels zu sorgen, bestimmen sich nach den §§ 1631 bis 1633 BGB (§ 1800 BGB). 

 

Die Vormundschaft ist vom Gericht von Amts wegen anzuordnen (§ 1774 Satz 1 BGB). In 

den Fällen des Sorgerechtsentzuges hat das Gericht gemäß § 1779 Absatz 1 BGB den Vor-

mund nach Anhörung des Jugendamts auszuwählen. § 1779 Absatz 2 BGB sieht vor, dass 

das Gericht eine Person auswählen soll, die nach ihren persönlichen Verhältnissen und ihrer 

Vermögenslage sowie nach den sonstigen Umständen zur Führung der Vormundschaft ge-

eignet ist. Bei der Auswahl unter mehreren geeigneten Personen sind vor allem die persönli-

chen Bindungen des Mündels, die Verwandtschaft oder Schwägerschaft mit dem Mündel 

sowie das religiöse Bekenntnis des Mündels zu berücksichtigen. 

 

Ein Verein darf nach § 1791a Absatz 1 Satz 2 BGB grundsätzlich nur dann zum Vormund 

bestellt werden, wenn eine als ehrenamtlicher Einzelvormund geeignete Person nicht vor-

handen ist. Auch das Jugendamt kann nach § 1791b Absatz 1 Satz 1 BGB nur dann zum 

Vormund bestellt werden, wenn eine als ehrenamtlicher Einzelvormund geeignete Person 

nicht vorhanden ist. Die Vormundschaft wird nach § 1836 Absatz 1 Satz 1 BGB grundsätz-
lich unentgeltlich geführt; dem Vormund steht lediglich Auslagenersatz zu. Nur ausnahms-

weise wird sie entgeltlich geführt, zum Beispiel wenn das Gericht bei der Bestellung des 

Vormunds feststellt, dass der Vormund die Vormundschaft berufsmäßig führt. Dem Jugend-

amt oder einem Verein kann keine Vergütung bewilligt werden (§ 1836 Absatz 3 BGB).33 

                                                 
33 Wird allerdings der Mitarbeiterin / der Mitarbeiter eines Vereins in dieser Eigenschaft zur Pflegerin/ 

zum Pfleger bestellt, so steht dem Verein nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs für die 
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3. Rechtstatsächlicher Hintergrund 
 
Entzieht das Gericht den Eltern nach § 1666 BGB das Sorgerecht ganz oder teilweise, so 

überträgt es das Sorgerecht in entsprechendem Umfang gleichzeitig auf eine Pflegerin/ ei-

nen Pfleger (bei teilweiser Übertragung des Sorgerechts) oder Vormund (bei vollständiger 

Übertragung des Sorgerechts). Das Gericht bestellt als Pfleger oder Vormund in der Regel 

zunächst das Jugendamt als Amtspfleger / Amtsvormund. Eine gesetzliche Amtsvor-

mundschaft des Jugendamts besteht für nichteheliche Kinder, die bei Geburt keinen sorge-

berechtigten Elternteil haben. 

 

Im Jahre 2007 rief das Jugendamt in 12.752 Fällen wegen Kindeswohlgefährdung das Fami-

liengericht an. Das Gericht entzog in 10.769 Fällen die elterliche Sorge vollständig oder zum 

Teil. Dabei übertrug das Gericht die Personensorge in 8.327 Fällen ganz oder teilweise auf 

das Jugendamt, darunter in 2.028 Fällen nur das Aufenthaltsbestimmungsrecht. 

 

Am Jahresende 2007 war in Deutschland für insgesamt 28.422 Kinder und Jugendliche vom 

Gericht eine Amtspflegerin/ ein Amtspfleger und für 30.547 Kinder und Jugendliche ein 

Amtsvormund bestellt. Hinzu kamen 8.025 gesetzliche Amtsvormundschaften.34 Zusammen 

mit den sonstigen Pflegschaften und Verfahrenspflegschaften gab es am Jahresende 2007 

insgesamt 62.093 Pflegschaften und 56.419 bei Gericht anhängige Vormundschaften.35 

  

Auch im Rahmen einer Pflegschaft oder einer Vormundschaft kann es im Einzelfall zur 
gravierenden Kindeswohlgefährdung kommen. Dies belegen tragische Fälle wie der von 

Kevin in Bremen, der einen Amtsvormund hatte. 

 

Amtsvormünder sind nach den Erfahrungen der Arbeitsgruppenmitglieder in der Regel für 
zahlreiche Kinder und Jugendliche zuständig. In der ganz überwiegenden Mehrzahl der 

Jugendämter hat eine Fachkraft zwischen 60 und 120 oder mehr Kinder und Jugendliche als 

Amtsvormund zu vertreten. Der Amtsvormund von Kevin aus Bremen hatte sogar rund 240 

Vormundschaften. Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter empfiehlt hinge-

gen eine Fallzahl von 50 Kindern und Jugendlichen pro Vormund als Obergrenze.36 

                                                                                                                                                         
Tätigkeit seiner Mitarbeiterin/ seines Mitarbeiters ein Vergütungsanspruch in analoger Anwendung 
des § 67a Absatz 4 FGG zu (BGH, FamRZ 2007, 900 = NJW-RR 2007, 937). 

34 Kinder- und Jugendhilfestatistik 2007 (Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaften, Pflegeer-
laubnis, Sorgerecht, Sorgeerklärungen). 

35 Geschäftsübersichten der Amtsgerichte (GÜ2) für das Jahr 2007. 
36 „Dresdner Erklärung“ in: Der Amtsvormund 2000, 437; vgl. auch www.bagljae.de unter Stellung-

nahmen > Arbeits- und Orientierungshilfe für den Bereich der Amtsvormundschaften und –pfleg-
schaften, S. 15. 

http://www.bagljae.de/


 - 41 -

 

4. Wesentliche Probleme in der Praxis 
 

Die Entwicklung und das persönliche Wohl des Mündels stehen in der Praxis häufig nicht im 

Fokus der Amtsführung des Vormunds. Schwerpunkt ist nicht die Personensorge, sondern 

die Vermögenssorge und die rechtliche Vertretung des Kindes oder des Jugendlichen. Ins-

besondere dann, wenn das Kind in einer Einrichtung oder in einer Pflegefamilie unterge-

bracht ist, ist die Tätigkeit des Amtsvormunds eher verwaltender als fürsorgender Na-
tur. Ein persönlicher Bezug zwischen dem Vormund und dem Kind oder Jugendlichen be-

steht in diesen Fällen häufig nicht. Der tatsächliche Kontakt zum Kind oder Jugendlichen 

wird stattdessen von den Fachkräften des Allgemeinen Sozialen Dienstes (ASD) wahrge-

nommen, die auch die Entscheidungen des Vormunds vorbereiten. 

 

Aus dieser Abhängigkeit des Amtsvormunds von den Feststellungen des ASD sowie aus der 

strukturellen Einbettung der Amtsvormundschaft in das Jugendamt ergibt sich zudem ein 

systemimmanenter Interessengegensatz, da der Vormund im Interesse seines Mündels ge-

genüber dem Jugendamt als (Jugendhilfe-)Leistungsbehörde Ansprüche geltend zu machen 

und – notfalls im Klagewege – durchzusetzen hat. 

 

Obwohl das gesetzliche Leitbild vom Vorrang der Einzelvormundschaft ausgeht, stellt in 

der Praxis die Amtsvormundschaft den Regelfall dar. In vielen Fällen wird das Jugendamt 

zum Vormund bestellt und gleichzeitig darum gebeten, eine geeignete natürliche Person als 

Vormund vorzuschlagen. Überwiegend teilt das Jugendamt dann mit, dass ein geeigneter 

Einzelvormund nicht zur Verfügung steht, so dass es bei der Amtsvormundschaft des Ju-

gendamts verbleibt. Die Zahl der zur Verfügung stehenden Einzelvormünder ist begrenzt. 

Einzelpersonen, die gerne eine Vormundschaft übernehmen würden, benötigen hierfür fach-

liche Unterstützung und Schulungen, um ihre Aufgaben angemessen und verantwortungsvoll 

wahrnehmen zu können. Denn zur Wahrnehmung des Amtes sind fachliche, insbesondere 

sozialpädagogische und rechtliche Kenntnisse und Fähigkeiten erforderlich, um den Proble-

men gerecht zu werden, die aus dem psychosozialen Hintergrund der nach Entzug der elter-

lichen Sorge unter Vormundschaft stehenden Kinder und Jugendlichen resultieren. 

 

5. Überlegungen und Feststellungen der Arbeitsgruppe 
 

Die Ergebnisse der Forschung haben gezeigt und der Tod von Kevin in Bremen hat verdeut-

licht, dass der Gesetzgeber beim Ziel, den Kindesschutz zu verbessern, auch die gesetzli-

chen Regelungen zur Pflegschaft und zur Vormundschaft in den Fokus nehmen muss. 
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Nach Auffassung der Arbeitsgruppe sollten insbesondere folgende Eckpunkte (vgl. hierzu im 

Einzelnen Anlage 6) geprüft werden: 

 

Inhaltliche Gestaltung der Vormundschaft / Pflegschaft nach Maßgabe der Mündel-
rechte: 

- Konkretisierung der Personensorgepflichten des Vormunds im Gesetz 

- Gesetzliche Pflicht des Vormunds zum regelmäßigen persönlichen Kontakt mit dem Mündel 

- Auswahl- und Entscheidungsbeteiligung des Mündels einschließlich Beschwerderecht 

 

Stärkung des Einzelvormunds: 

-  Erweiterung des gesetzlichen Vorrangs des Einzelvormunds vor der Amtsvormundschaft  

-  Bessere fachliche Unterstützung des ehrenamtlichen Einzelvormunds  

-  Gezieltere Ausschöpfung der Ressourcen für die ehrenamtliche Vormundschaft 

-  Vergüteter Vereinsvormund als Einzelvormund 

 

Ziele in der Amtsvormundschaft: 
-  Abbau überhöhter Fallzahlen in der Amtsvormundschaft; gegebenenfalls gesetzliche Fall-

quote 

-  Stärkung der fachlichen Kompetenz in der Amtsvormundschaft 

-  Ausschluss von Amtsinteressen bei der Interessenvertretung für den Mündel  

-  Abgrenzung der Amtsvormundschaft vom und Kooperation mit dem ASD 

-  Verbesserte Kooperation zwischen Amtsvormund und Familiengericht; effizientere Wahr-

nehmung der Kontrollaufgaben des Familiengerichts 

 

 

VI. Kinder und Jugendliche in Pflegefamilien 

 
In Verfahren wegen Gefährdung des Kindeswohls kann es im Ergebnis zur Unterbringung 

des Kindes in einer Pflegefamilie kommen. Für diese Kinder ist eine stabile Familiensituation 

besonders wichtig. Viele Pflegekinder leben aber über längere Zeit im Hinblick auf Herkunfts-

familie und Pflegefamilie in unsicheren rechtlichen Verhältnissen. 

 
1. Vorschläge der Arbeitsgruppe 
 
Die Arbeitsgruppe regt an, in der kommenden Legislaturperiode zu prüfen, ob ein gesetzli-

cher Handlungsbedarf hinsichtlich langjähriger Pflegeverhältnisse besteht. 



 - 43 -

 
2. Überblick über die Rechtslage 
 

Im Vorfeld oder im Rahmen eines gerichtlichen Verfahrens nach § 1666 BGB kommt insbe-

sondere die freiwillige oder vom Gericht angeordnete Inanspruchnahme öffentlicher Hilfen 

in Betracht. Darunter fällt auch die Unterbringung eines Kindes in Vollzeitpflege nach § 33 

SGB VIII als eine bestimmte Form der Hilfe zur Erziehung (§§ 27 ff. SGB VIII). Bei der Voll-

zeitpflege wird das Kind in einer Pflegefamilie untergebracht und von ihr erzogen. Die Un-

terbringung in der Pflegefamilie soll dem Kind oder Jugendlichen eine zeitlich befristete Er-

ziehungshilfe oder eine auf Dauer angelegte Lebensform bieten (§ 33 Satz 1 SGB VIII). Das 

Sorgerecht verbleibt in etwa 50 Prozent der Fälle bei den Eltern der Herkunftsfamilie, 

das heißt, die Unterbringung in der Pflegefamilie erfolgt mit Zustimmung der Eltern. In den 

übrigen Fällen wird das Sorgerecht ganz oder teilweise auf einen Vormund oder Pfleger – 

meist das Jugendamt – übertragen und die Unterbringung in der Pflegefamilie von diesem 

beantragt. Ist das Sorgerecht ganz oder teilweise auf einen Vormund oder Pfleger übertra-

gen worden, können die Eltern nach § 1696 Absatz 1 BGB jederzeit die Rückübertragung 

der elterlichen Sorge beantragen. Stellen die Eltern einen solchen Antrag, hat das Familien-

gericht jeweils neu zu ermitteln und zu entscheiden. 

 

Geben die Eltern das Kind für längere Zeit in Familienpflege, so kann das Familiengericht 

nach § 1630 Absatz 3 BGB auf Antrag der Eltern oder der Pflegeperson Angelegenheiten 

der elterlichen Sorge auf die Pflegeperson übertragen. Für die Übertragung auf Antrag der 

Pflegeperson ist die Zustimmung der Eltern erforderlich. 

 

Verbleibt das Sorgerecht bei den Eltern der Herkunftsfamilie, so sind diese nach § 1632 Ab-

satz 1 BGB grundsätzlich dazu berechtigt, die Herausgabe ihres Kindes von der Pflegefami-

lie zu verlangen, bei der sich das Kind aufhält. Lebt das Kind seit längerer Zeit in Familien-

pflege und wollen die Eltern das Kind von der Pflegeperson wegnehmen, kann das Familien-

gericht nach § 1632 Absatz 4 BGB den Verbleib eines Kindes in der Pflegefamilie anordnen, 

wenn und solange das Kindeswohl durch die Wegnahme gefährdet würde. 

 

Nach § 37 Absatz 1 Satz 2 SGB VIII sollen die Erziehungsbedingungen in der Herkunfts-
familie durch Beratung und Unterstützung innerhalb eines im Hinblick auf die Entwicklung 

des Kindes oder Jugendlichen vertretbaren Zeitraums so weit verbessert werden, dass sie 

das Kind oder den Jugendlichen wieder selbst erziehen kann. Ist eine nachhaltige Verbesse-

rung der Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie innerhalb dieses Zeitraums nicht 

erreichbar, so soll nach § 37 Absatz 1 Satz 4 SGB VIII mit den beteiligten Personen eine 
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andere, dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche und auf Dauer ange-
legte Lebensperspektive erarbeitet werden. 

 

3. Rechtstatsächlicher Hintergrund 
 
Im Rahmen des gemeinsamen Forschungsprojekts „Pflegekinderhilfe in Deutschland“, ge-

fördert durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, haben das 

Deutsche Jugendinstitut (DJI) e.V. und das Deutsche Institut für Jugendhilfe und Familien-

recht (DIJuF) e.V. Erkenntnisse darüber erarbeitet, wie in der Praxis der Pflegekinderhilfe 

das Wohl der Kinder gefördert werden kann. Dabei sind die Bindungen und Beziehungen 

des Kindes an die Herkunftsfamilie und an die Pflegefamilie untersucht worden.37 

 

Das Forschungsprojekt ist unter anderem zu folgenden Ergebnissen gelangt: 

 

- Derzeit leben etwa 50.000 Kinder in einer von der Jugendhilfestatistik erfassten Pflege-

familie. Es wird geschätzt, dass weitere 85.000 Kinder in nicht registrierten Pflegever-

hältnissen leben. Dies entspricht 0,3 bzw. 0,9 Prozent aller Kinder und Jugendlichen.  

 

- Der Jugendhilfe bekannte Pflegekinder haben mehrheitlich in der Vorgeschichte 
Kindeswohlgefährdung erfahren und stellen im Hinblick auf ihre psychische Gesund-

heit, den Bildungserfolg und ihre soziale Teilhabe eine besonders belastete Teilgruppe 

aller Kinder und Jugendlichen dar. In standardisierten Erhebungsverfahren erscheinen 

etwa 30 bis 50 Prozent der Pflegekinder in einem behandlungsbedürftigen Umfang psy-

chisch auffällig. 

 

- Die Stabilität des Pflegeverhältnisses nimmt wesentlichen Einfluss darauf, inwieweit sich 

Belastungen bei Pflegekindern abbauen oder eskalieren. Pflegekinder in Deutschland er-

leben im Schnitt etwa alle vier Jahre eine Umplatzierung. Im internationalen Vergleich 
münden Pflegeverhältnisse in Deutschland selten in Adoptionen durch die Pflege-
familie. Gleichzeitig sind auch stabile Rückführungen in die Herkunftsfamilie eher 
selten. Das bedeutet, dass viele Kinder über längere Zeit in der rechtlich wenig abgesi-

cherten Unterbringungsform einer Pflegefamilie leben.  

 

 

 

                                                 
37 www.dji.de unter Projekte > Pflegekinderhilfe. Das "Handbuch Pflegekinderhilfe", das zum Ab-

schluss des Projektes erstellt wird, wird etwa Mitte 2009 erscheinen. Es stellt eine Neuauflage des 
DJI-Handbuchs „Beratung im Pflegekinderbereich“ von 1987 dar. 

http://www.dji.de/
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4. Wesentliche Probleme in der Praxis 
 

Eine Vielzahl an Pflegekindern lebt über einen längeren Zeitraum in unsicheren rechtlichen 
Verhältnissen. Für Pflegekinder ist aber gerade eine stabile Situation wichtig und förderlich. 

Die Kontinuitätsbedürfnisse von Pflegekindern, die eine besonders verletzliche Gruppe dar-

stellen, werden nicht ausreichend geschützt. Das Ziel des § 37 Absatz 1 Satz 2 und 4 SGB 

VIII, nämlich eine auf Dauer angelegte Lebensperspektive für das Kind – in der Herkunftsfa-

milie oder in der Pflegefamilie –, wird in der Praxis häufig nicht erreicht. 

 

5. Überlegungen und Feststellungen der Arbeitsgruppe 
 
Die Arbeitsgruppe hält es für problematisch, dass Pflegekinder häufig über längere Zeiträu-

me in rechtlich unsicheren Verhältnissen leben. Entgegen der Zielsetzung des § 37 Absatz 1 

Satz 2 und 4 SGB VIII haben sie meist keine auf Dauer angelegte, rechtlich abgesicherte 

Lebensperspektive. 

 

Die Arbeitsgruppe regt vor diesem Hintergrund an, in der kommenden Legislaturperiode das 

Thema „Kinder und Jugendliche in Pflegefamilien“ näher zu untersuchen. Insbesondere soll-

te geprüft werden, wie entsprechend dem Ziel des § 37 Absatz 1 SGB VIII eine langfristige 
stabile Situation für das Kind erreicht werden kann (Rückführung in die Herkunftsfamilie 

oder Adoption / stärkere rechtliche Absicherung der seit längerer Zeit bestehenden Pflege-

verhältnisse). 
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C. Ausblick 

 
Auch in der kommenden Legislaturperiode muss der Gesetzgeber den Kinderschutz im 
Blick behalten. Mit den gesetzlichen Änderungen, die durch das Gesetz zur Erleichterung 

familiengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls erfolgt sind, ist ein we-

sentlicher Beitrag zu einem verbesserten Kinderschutz geleistet worden. Der Gesetzgeber 

darf an dieser Stelle jedoch nicht stehenbleiben. Es ist erforderlich, die im Abschlussbericht 

aufgezeigten Problemfelder zu bearbeiten und zu prüfen, ob und auf welchem Wege die Vor-

schläge und Empfehlungen der Arbeitsgruppe umzusetzen sind. 


